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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung den 
früheren Justizminister Dr. Jaeger als Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland für die Menschen- 
rechtskommission der Vereinten Nationen benannt 
hat? 


2. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 
(FDP) 


Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß sich 
ihr Vertreter in dieser Kommission füi' die welt- 
weite Abschaffung der Todesstrafe einsetzen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 
vom 1. Februar 

Wie bereits mitgeteilt, hat der Bundesminister des Auswärtigen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundeskanzler den früheren Bundesminister der 
Justiz, Dr. Jaeger, als Vertreter der Bundesrepublik Deutschland in der 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen und Delegations- 
leiter benannt. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß Herr Dr. Jaeger auf Grund seiner 
Sachkenntnis und seines menschenrechthchen Engagements die Men- 
schenrechtspolitik der Bundesrepublik Deutschland in den Vereinten 
Nationen wirksam vertreten wird. 

Der Deutsche Bundestag hat in seinem von allen Fraktionen getragenen 
Beschluß vom 29. Oktober 1981 die Bundesregierung aufgefordert, sich 
weiterhin mit Nachdruck für die Abschaffung der Todesstrafe in allen 
Ländern der Erde einzusetzen. Es ist selbstverständlich, daß der Ver- 
treter der Bundesrepublik Deutschland in der Menschenrechtskommis- 
sion diesem Beschluß des Parlaments Rechnung tragen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestä- 
Müller tigen, wonach in der Bundesrepublik Deutschland 

(Wesseling) jährlich 4 000 Sporttote zu verzeichnen sind? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 27. Januar 

Die Bundesregierung kann Pressemeldungen, wonach in der Bundes- 
republik Deutschland jährlich 4 000 Sporttote zu verzeichnen sind, 
nicht bestätigen. Nach einer Statistik des Deutschen Sportbundes 
(DSB), die sich auf Angaben der Versicherer der Landessportbünde 
stützt, hat es im Jahre 1982 bei der Ausübung des Sports 58 Todes- 
fälle und 1 615 Unfälle mit Invaliditätsfolge gegeben (zusammenge- 
faßte Erhebungen für 1983 liegen noch nicht vor). Darüber hinaus 
haben sich 51 tödliche Wege Unfälle auf dem Gang bzw. der Fahrt 
zum oder vom Training bzw. Wettkampf ereignet. Gleichzeitig ver- 
zeichnete der DSB im Jahre 1982 127 „optische Todesfälle“, bei 

denen Menschen während der Sportausübung starben, ohne daß ein 
Unfall vorlag. Diese Zahlen sind in Relation zu setzen zu über 18 Mil- 
lionen Sporttreibenden, die in Sportvereinen und damit im DSB orga- 
nisiert sind. Darüber hinaus sind auch Nichtvereinsmitglieder, die an 
Volkswettbewerben der Sportvereine teilnehmen, automatisch mit- 
versichert. Für den Bereich der unorganisierten Sportausübung liegen 
keine Zahlen vor. 
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4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen Sport- 
Müller arten diese Opfer zu beklagen sind? 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
von 27, Januar 

Eine Differenzierung, wie sich die Zahl der Todesfälle auf einzelne 
Sportarten verteilt, wird von den Versicherern der Landessportbünde 
nicht vorgenommen, so daß hierzu keine Aussagen möglich sind. 


5. Abgeordneter Was spricht nach Auffassung der Bundesregierung 

Dr. Ahrens dagegen, das in § 42 Abs, 3 Bundesbeamtengesetz 

(SPD) enthaltene Alterserfordernis (Vollendung des 63. 

Lebensjahres) wieder auf die Vollendung des 62. 
Lebensjahres vorzuverlegen und damit die Rechts- 
einheit im Bundesgebiet wiederherzustellen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27, Januar 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit die Herabsetzung der Antragsalters- 
grenzen für Bundesbeamte und Richter im Bundesdienst auf das voll- 
endete 62. Lebensjahr, wo sie bis zum Inkrafttreten des Ersten Haus- 
haltsstrukturgesetzes am 1. Januar 1976 bereits lagen. Da alle Beamten, 
die unter den Geltungsbereich von Landesbeamtengesetzen fallen, auf 
Antrag mit dem vollendeten 62. Lebensjahr in den Ruhestand versetzt 
werden können, entspräche die Herabsetzung dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Beamten im Bund und in den Ländern und der 
Wahrung der Einheitlichkeit des Dienstrechts. Im begrenzten Umfang 
sprechen hierfür auch arbeitsmarktpolitische Gründe. Insoweit geht es 
um einen Teilaspekt der vom Bundesrat in seiner zusammen mit dem 
Gesetzentwurf zur Erweiterung von Teilzeit und Beurlaubung für 
Beamte verabschiedeten Entschließung vom 28. Oktober 1983 (BR- 
Drucksache 464/83) angesprochenen Frage der allgemeinen Senkung 
der Antragsaltersgrenze für Beamte. Andererseits sind die zusätzlichen 
Belastungen des Bundeshaushalts zu berücksichtigen. 


6. Abgeordneter Wieviel Stellen bei Bund, Ländern und Gemeinden 

Dr. Ahrens würden bei einer solchen Vorverlegung des Alters- 

(SPD) erfordernisses ein Jahr eher frei werden? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 27. Januar 

Die Zahl der durch eine Vorverlegung der Antragsaltersgrenze für 
Bundesbeamte auf das vollendete 62. Lebensjahr freiwerdenden Stellen 
läßt sich nur schwer schätzen, weil sie vom Antragsverhalten der Beam- 
ten abhängt. Unter diesem Vorbehalt könnte die Zahl der Beamten in 
der Bundesverwaltung, bei der Deutschen Bundesbahn und bei der 
Deutschen Bundespost, die von der herabgesetzten Altersgrenze Ge- 
brauch machen würden, mit ca. 600 angenommen werden. Diese An- 
nahme geht davon aus, daß von der Herabsetzung der Antragsalters- 
grenze rund 1 000 Bundesbeamte betroffen wären. 

ln den Ländern und in den Gemeinden könnten über das jetzige Maß 
hinaus keine weiteren Beamten einen Antrag auf vorzeitige Versetzung 
in den Ruhestand steilen, weil die Antragsaltersgrenze dort bereits 
beim 62. Lebensjahr liegt. 


7. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Wie viele Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland wurden in den letzten zehn Jahren ver- 
liehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 30. Januar 

Eine Statistik über die Verleihung des Verdienstordens wird im Bun- 
despräsidialamt geführt; diese weist allerdings nur in begrenztem Um- 
fange Aufschlüsselungen über den Empfängerkreis, aus. 

Für das Jahr 1983 liegen abschließende Zahlen nicht vor. Ich unter- 
stelle, daß Ihnen Angaben für die zehn Jahre von 1973 bis 1982 ge- 
nügen. 

Von 1973 bis 1982 einschließlich wurde der Verdienstorden der Bun- 
desrepublik Deutschland rund 60 000 mal verliehen, und zwar rund 
53 000 mal an Deutsche mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und rund 7 000 mal an Ausländer und Deutsche mit Wohnsitz 
im Ausland. 


8. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Wie viele Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland wurden davon an Politiker und Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes verliehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 30. Januar 

Politiker und Angehörige des öffentlichen Dienstes erhalten den Ver- 
dienstorden nur zum Teil für Verdienste auf dem Gebiete ihrer be- 
ruflichen Tätigkeit. Um ein zutreffendes Bild zu vermitteln, müßte 
daher nach der Art der Verdienste differenziert werden (vergleiche 
auch Nr. II 3 c der Ausführungsbestimmungen zum Statut des Ver- 
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland in der Fassung vom 
5. September 1983 — GMBl. S. 389). Die absolute Zahl der Verleihun- 
gen an Politiker betrug in dem Zeitraum von 1973 bis 1982 2 447, 
die Zahl der Verleihungen an Angehörige des öffentlichen Dienstes 
im gleichen Zeitraum 20 135. 

Die beim Bundespräsidialamt geführte Statistik weist aus, daß jährlich 
etwa 4 V. H. bis 5 v. H. der Verleihungen an Politiker und etwa 38 v. H. 
an Angehörige des Öffentlichen Dienstes in Bund, Ländern und Gemein- 
den gehen. Bei rund 30 v. H. bis 40 v. H. der an Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes verliehenen Orden werden Verdienste gewürdigt, die 
nicht im Bereich des beruflichen Wirkens erworben wurden. 


9. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Wie viele Verdienstorden der Bundesrepublik 
Deutschland wurden in den zehn Jahren an Frauen 
verliehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 30. Januar 

In den Jahren 1973 bis 1982 einschließlich wurde der Verdienstorden 
rund 6 500 mal an Frauen verliehen, die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land leben. Bei den an Ausländer verliehenen Auszeichnungen wird in 
der Statistik nicht nach Männern und Frauen unterschieden. Der Anteil 
der Frauen an der Zahl der Ausgezeichneten ist in den letzten Jahren 
leicht angestiegen und liegt jetzt bei rund 14 v. H. Die letzte Änderung 
der Ausführungsbestimmungen zum Statut des Verdienstordens (vom 
11. Juli 1983 — GNBl. S. 344) weist die Vorschlagsberechtigten in 
Ziffer 1 ausdrücklich auf die Beachtung von Verdiensten bei Tätigkeiten 
hin, die nach der Lebenserfahrung vor allem von Frauen ausgeübt wer- 
den. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter 
Bachmaier 
(SPD) 


Zwischen welchen konkreten Bereichen und nach 
welchen konkreten Kriterien sollte bei der Auswer- 
tung von Foto- und Filmaufnahmen von Demon- 
strationen nach Auffassung des Bundesjustizmini- 
sters sauberer abgegrenzt werden, der sich laut 
Pressemeldungen in Weißenstadt (Landkreis Wun- 
siedel) am 8. Januar 1984 für eine derartige saubere 
Abgrenzung ausgesprochen haben soll? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 1. Februar 

Bundesjustizminister Engelhard hat sich am 8. Januar 1984 gegen die 
Weitergabe von Fotos und Filmaufnahmen ausgesprochen, die von der 
Polizei zu Fahndungszwecken bei Demonstrationen angefertigt worden 
sind. Er hat zum Ausdruck gebracht, daß die Wahrnehmung des ver- 
fassungsrechtlich geschützten Demonstrationsrechts nicht zu Nachteilen 
führen darf, z. B. bei der Einstellung in den Staatsdienst. 

Diese Ausführungen sind vor dem Hintergrund der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zum Volkszählungs- 
gesetz zu sehen. Das Bundesverfassungsgericht hat darin an die Weiter- 
gabe personenbezogener Daten strenge Maßstäbe angelegt. Welche Be- 
reiche der Verwaltung betroffen und welche Konsequenzen im einzel- 
nen aus dem Urteil zu ziehen sind, wird derzeit umfassend geprüft. Im 
Rahmen dieser Prüfung wird auch zu klären sein, ob und inwieweit 
personenbezogene Daten, die zu Fahndungszwecken erhoben worden 
sind, zur Verwertung mit anderer Zweckbestimmung an andere Behör- 
den weitergegeben werden können. 


1 1 . Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine gesetzliche Klar- 
Clemens Stellung der rechtlich umstrittenen Neufassung des 

(CDU/CSU) § 2 Abs. 2 Satz 4 Gesetz zur Regelung der Miet- 

höhe dergestalt für geboten, daß der Vermieter ein 
Mieterhöhungsverlangen durch Benennung von Ver- 
gleichsobjekten aus dem eigenen Bestand begrün- 
den kann? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 1. Februar 

Durch das Gesetz zur Erhöhung des Angebots an Mietwohnungen vom 
20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1912 ff.) ist § 2 Abs. 2 Satz 3 MHG 
a. F. durch § 2 Satz 4 MHG n. F. ersetzt worden. Die sachliche Ände- 
rung bestand darin, daß Halbsatz 2 in seiner Formulierung „so genügt 
in der Regel der Benennung von drei Wohnungen anderer Vermieter“ 
abgelöst worden ist durch die Formulierung ,,so genügt die Benennung 
von drei Wohnungen“. 

Mit der ausdrücklichen Streichung der Worte ,, anderer Vermieter“ 
kommt nach Auffassung der Bundesregierung schon durch die Gesetzes- 
textänderung selbst der Wille des Gesetzgebers eindeutig zum Ausdruck, 
daß der Vermieter ein Mieterhöhungsverlangen gemäß § 2 MHG n. F. 
auch mit der Benennung nur eigener Vergleichswohnungen begründen 
kann. Dieser gesetzgeberische Wille läßt sich zusätzlich der Begründung 
des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und FDP entnehmen. 
Dort heißt es hierzu: ,,Das Mieterhöhungsverlangen wird ferner dadurch 
erleichtert, daß künftig die Benennung von drei Vergleichsobjekten 
genügen soll und die Berufung auf Mieten aus dem eigenen Bestand zu- 
gelassen wird“ (Drucksache 9/2079, S. 9, linke Spalte). Auch bei den 
Beratungen des Gesetzentwurfs in den parlamentarischen Gremien sind 
zu keiner Zeit Zweifel an der Klarheit des mit dieser Änderung Ge- 
wollten geäußert worden. 
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In der nach Inkrafttreten des neuen Mietrechts erschienen Literatur 
wird die Neuregelung demzufolge auch überwiegend im Sinne des ge- 
setzgeberischen Willens erläutert. Lediglich eine Minderheit vertritt 
die abweichende Auffassung, daß die Benennung von ausschließlich 
eigenen Vergleichswohnungen nicht oder nur im Ausnahmefall zu- 
lässig sein soll. Dieser Mindermeinung haben sich, soweit mir bekannt 
ist, auch zwei Amtsgerichte in ihren Entscheidungen angeschlossen. 
Es bleibt abzuwarten, welchen Standpunkt die Instanzgerichte, nament- 
lich die Oberlandesgerichte im Rechtsentscheidsverfahren, hierzu ein- 
nehmen. Allein die bislang in Literatur und untergerichtlicher Recht- 
sprechung vereinzelt geäußerten Mindermeinungen bieten nach Auf- 
fassung der Bundesregierung keine Veranlassung, eine klare Gesetzes- 
änderung nochmals durch Gesetz klarzustellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Pressemitteilung 
(FAZ vom 1 1. Januar 1984 ,, Fackeln aus der DDR“) 
bestätigen, daß Mitte November vorigen Jahres von 
einem aus der DDR mit dem Wagen in die Bundes- 
republik Deutschland einreisenden DKP-Funktionär 
etwa 2 000 Fackeln ohne ordnungsgemäße Begleit- 
papiere mitgeführt wurden, die ihm bei der Grenz- 
abfertigung belassen und später nachweislich bei 
Demonstrationen gegen die Nachrüstung verwendet 
wurden, und was hat die Bundesregierung daraufhin 
veranlaßt, bzw. gedenkt sie zu veranlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hafele 
vom 27. Januar 

Der Fahrer des in der Veröffentlichung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 11. Januar 1984 erwähnten Ford Transit ist am 14. No- 
vember 1983 über die Grenzkontrollstelle Gudow-Autobahn in das 
Bundesgebiet eingereist. Auf die Frage nach mitgeführten Waren hat er 
2 000 Fackeln angemeldet, die die DKP-Organisation Hamburg von 
einem volkseigenen Betrieb in der DDR als Geschenk erhalten habe. 
Da der Fahrer keine Bezugsberechtigung vorweisen konnte, hat die 
Grenzkontrollstelle Gudow-Autobahn die Fackeln zur weiteren inter- 
zonenrechtlichen Behandlung an das Hauptzollamt Hamburg-St. Annen 
~ Zollamt Teerhof überwiesen. Die Fackeln wurden dort am 17. No- 
vember 1983 unter Vorlage des Überweisungsscheins erneut vorgeführt. 

Die Zollstelle in Hamburg setzte sich mit der Hamburger Landeswirt- 
schaftsbehörde in Verbindung. Auf Grund eines Mißverständnisses 
teilte die Zollstelle dem Abfertigungsbeteiligten im Anschluß an das 
Gespräch mit der Landeswirtschaftsbehörde mit, daß er eine Bezugs- 
erklärung nach der Allgemeinen Genehmigung Nr. 3 (B) vorzulegen 
habe. Das geschah am gleichen Tag. Die Ware wurde daraufhin zollamt- 
lich freigegeben. Tatsächlich waren die Vorschriften der Allgemeinen 
Genehmigung Nr. 3 (B) nicht anzuwenden, da die Fackeln nicht auf 
Grund eines Kaufvertrages in das Bundesgebiet verbracht worden 
waren. 

Das Verbringen der Fackeln hätte einer devisenrechtlichen Geneh- 
migung bedurft. Diese Genehmigung wäre wohl auf Antrag erteilt 
worden, weil die Vorschriften über den innerdeutschen Wirtschafts- 
verkehr für den Bezug von Fackeln — unabhängig von ihrem Verwen- 
dungszweck - keine Beschränkung vorsehen. Insoweit besteht eine 
rechtliche Gleichstellung zu der Einfuhr von Fackeln aus dem übrigen 
Ostblock, die nach den Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts 
~ ebenfalls unabhängig von dem Verwendungszweck — ohne besondere 
Genehmigung zulässig ist. 
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Es ist sichergestellt, daß ein solches Mißverständnis künftig vermieden 
wird. Ahndungsrechtliche Maßnahmen sind nach Sachlage nicht gebo- 
ten. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß der Abfertigungs- 
beteiligte schuldhaft gehandelt hat. 


13. Abgeordneter 
Delorme 
(SPD) 


Ist es Wettbewerbs- und st euer recht lieh zulässig, 
wenn DRK-BIutspendedienste Mindereinnahmen 
im steuerpflichtigen Bereich (wie vom Deutschen 
Roten Kreuz [DRK] Hamburg/Schleswig-Holstein 
wegen des Preisverfalls bei Human-Albumin geltend 
gemacht) auf den gemeinnützigen Bereich durch 
Erhöhung der Kostenvergütung für Blut- und Blut- 
bestandteilkonserven verlagern und somit im nicht - 
gemeinnützigen Bereich aus Wettbewerbsgründen 
hinzunehmende Mindererlöse durch Erhöhung der 
Kostenvergütung im gemeinnützigen Bereich aus- 
gleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 30. Januar 


Gemeinnützigen Körperschaften wird durch das Steuerrecht nicht vor- 
geschrieben, welche Einnahmen sie erzielen dürfen und wie die Preise 
für Leistungen festzusetzen sind. Sie dürfen jedoch ihre im gemein- 
nützigen Bereich erhaltenen Mittel, zu denen auch in steuerbegünstig- 
ten Zweckbetrieben erzielte Überschüsse gehören, nur für ihre gemein- 
nützige Tätigkeit verwenden. Der Ausgleich von Verlusten steuerpflich- 
tiger wirtschaftücher Geschäftsbetriebe aus diesen Mitteln ist nicht er- 
laubt und führt zum Verlust der Gemeinnützigkeit. 

Ob Blutspendedienste des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) Mittel in 
dieser Weise gemeinnützigkeitsschädlich verwendet haben, läßt sich 
ohne genaue Kenntnis des Sachverhalts nicht beurteilen. Im übrigen 
dürften die Finanzbehörden mit Rücksicht auf das Steuergeheimnis 
nur mit Einwilligung des DRK darüber Auskunft geben. 


14. Abgeordneter Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
Lennartz damit die Rahmenbedingungen für die Bereitstel- 

(SPD) lung von Risikokapital in der Bundesrepublik 

Deutschland verbessert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 30. Januar 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, welche Maßnahmen geeignet sein 
könnten, die Bereitstellung von Risikokapital in der Bundesrepublik 
Deutschland zu verbessern. Es kommen hauptsächlich Maßnahmen in 
Betracht, mit denen die allgemeinen Rahmenbedingungen für die Auf- 
bringung von Beteiligungskapital verbessert werden sollen. 


15. Abgeordneter Ist die Bundesregienmg der Auffassung, daß unter 
Lennartz anderem steuerliche Anreize für die Kapitalgeber 

(SPD) in der Startphase hilfreich wären, und um welche 

könnte es sich handeln? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 30. Januar 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß besondere steuerliche 
Anreize für die Kapitalgeber beim Aufbau eines Unternehmens nicht 
im Vordergrund stehen sollten. Sie wird aber auch diese Frage in ihre 
Prüfung einbeziehen. 
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16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß auch 
Lennartz die Zulassungsbestimmungen für den organisierten 

(SPD) Kapitalmarkt (Börse) erleichtert werden müßten, 

lind wie ist der gegenwärtige Stand der Überlegun- 
gen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 30. Januar 

Die gegenwärtig bestehende Marktorganisation kennt neben dem amt- 
lichen Börsenhandel noch den geregelten Freiverkehr mit jeweils un- 
terschiedlichen Zulassungsvoraussetzungen und Regelungen und den 
Telefonhandel. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob diese Markt- 
organisation Lücken enthält und welche Maßnahmen erforderlichen- 
falls geeignet sind, die Fähigkeit der Börsen zur Beschaffung von Ei- 
genkapital zu verbessern. Dabei wird es auch darauf ankommen, einen 
sachgerechten Ausgleich zu finden zwischen dem Bedarf der kapital- 
suchenden Unternehmen und dem Schutz der Anleger. 


17. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen aus der von der CDU/CSU- 
Fraktion abgelehnten Tabaksteuererhöhung 1982 
sieht die Bundesregierung für den Tabakhandel 
(Tabakeinzelhandel), und wirkt die Tabaksteuer- 
erhöhung 1982 konzentrationsfördernd im Handel? 


18. Abgeordneter Wie ist das steuerliche Verhältnis von einer selbst- 
Lowack gedrehten Zigarette im Vergleich zu einer fabrik- 

(CDU/CSU) gefertigten Zigarette, (letztere soll über 50 v. H. zum 

Gesamtumsatz des Tabakeinzelhandels beisteuern)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 31. Januar 

Umsatzeinbußen bei Zigaretten nach der Tabaksteuererhöhung 1982 
sind durch Umsatzsteigerungen beim Feinschnitt mehr als ausgeglichen 
worden. Der Gesamtumsatz von Tabakwaren ohne Tabaksteuer und 
Umsatzsteuer war 1982 und 1983 zusammen um rund 170 Millio- 
nen DM höher als 1981. Bei allen Tabakwaren sind die Wirtschaftsan- 
teile (Anteile von Industrie und Handel an den Kleinverkaufspreisen) 
durch Preiserhöhungen verbessert worden. 

Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, daß sich die Anzahl der Tabak- 
warenfacheinzelhandelsgeschäfte 1982 und 1983 nennenswert ver- 
ringert hat. Zwar war der Marktanteil der ausschließlich von Lebens- 
mittelhandelsketten vertriebenen Zigaretten der Handelsmarken von 
etwa 2 V. H. vor der Tabaksteuererhöhung auf fast 10 v. H. im Dezem- 
ber 1982 gestiegen. Inzwischen ist er aber wieder auf etwa 4,5 v. H. 
zurückgegangen und wird nach der sich ab zeichnenden Entwicklung 
weiter sinken. 

Die durchschnittliche Tabaksteuer beträgt bei einer selbstgefertigten 
Zigarette 3,548 Pfennig für den Feinschnitt und 0,260 Pfennig für die 
Zigarettenhülle, zusammen 3,808 Pfennig oder 37,46 v. H. des Klein- 
verkaufspreises. Die Fabrikzigarette ist mit durchschnittlich 1 1 ,419 Pfen- 
nig oder 62,35 v. H, Tabaksteuer belastet. Der Wirtschaftsanteil beträgt 
für 1 000 Fabrikzigaretten — trotz höherer Tabaksteuer — 47,04 DM, 
für 1 000 Gramm Feinschnitt dagegen nur 39,52 DM. 

Der Anteil der Zigaretten am Gesamtumsatz des Tabakwareneinzel- 
handels mit Tabakwaren hat im Jahr 1983 bezogen auf den Kleinver- 
kaufswert 90,32 V. H., bezogen auf den Wirtschaftsanteil 81,33 v. H. 
betragen. Über den Anteil der Zigaretten am Gesamtumsatz der Tabak- 
warenfacheinzelhändler einschließlich der anderen Waren als Tabak- 
waren liegen der Bundesregierung keine amtlichen Daten vor. Nach 
Veröffentlichungen in der Fachpresse hat der Anteil 1982 etwa 52 v. H. 
betragen. 


7 




Drucksache 10/959 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


19. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Martiny-Glotz 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die zur Zeit geltende Be- 
steuerung alleinerziehender Eltern für ähnlich hoch 
wie die Besteuerung bei Vollfamilien, und hält sie 
sie angesichts der besonderen Belastung der Allein- 
erziehenden für vertretbar? 


20. Abgeordnete Wie ist der Stand der Planungen, gemäß der Ent- 
Frau Scheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 

Dr. Martiny-Glotz 3. November 1982 zur Besteuerung Alleinerziehen-' 
(SPD) der eine diesbezügliche Neuregelung zustande zu 

bringen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 1. Februar 

Das Bundesverfassungsgericht hat durch das Ihnen bekannte Urteil vom 
3. November 1982 die einkommensteuerrechtliche Behandlung allein- 
erziehender Eit emt eile für verfassungswidrig erklärt. Das Gericht hat 
beanstandet, daß zusätzlicher zwangsläufiger Kinderbetreuungsauf- 
wand, der die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erwerbstätiger Allein- 
erziehender mindert, nicht hinreichend berücksichtigt wird. 

Die Bundesregierung wird Ihren Vorschlag zu der erforderlichen Neu- 
regelung in den Entwurf eines Steuerbereinigungsgesetzes 1985 auf- 
nehmen. Dieser Entwurf wird voraussichtlich Anfang April 1984 den 
gesetzgebenden Körperschaften zugeieitet werden. Ein vorbereitender 
Referentenentwurf ist inzwischen auch den Fraktionen der im Deut- 
schen Bundestag vertretenen Parteien übermittelt worden. 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob nunmehr die 

Gobrecht Finanzkassen aller Bundesländer an das mechani- 

(SPD) sierte Verfahren angeschlossen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 31. Januar 

Angeschlossen an das automatisierte Verfahren sind alle Finanzkassen 
der Länder, jedoch in vollem Umfange nur bei der Kraftfahrzeugsteuer. 
Für die anderen Steuern (insbesondere für die Einkommen-, Körper- 
schaft-, Gewerbe-, Vermögen- und Umsatzsteuer) sind die Arbeiten 
zum Teil noch im Gange. 

22. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt werden voraussichtlich die 

Gobrecht zur Einführung der Voll Verzinsung im Steuerrecht 

(SPD) erforderlichen technischen Voraussetzungen in allen 

Bundesländern erfüllt sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 31. Januar 

Die restlichen Übemahmearbeiten werden voraussichtlich frühestens 
etwa 1986/1987 beendet sein. 


23. Abgeordneter 
Dörflinger 
(CDU/CSU) 


Wie hat sich nach Auffassung der Bundesregierung 
das neue Grund erwerbsteuerrecht bisher bewährt, 
und stimmt es, daß - wie einer Mitteilung des 
Instituts für Städtebau, Wohnungswirtschaft und 
Bausparwesen in Bonn zu entnehmen ist - Rechts- 
unsicherheiten insofern auftreten, als es offenbar 
Finanzbehörden gibt, die die Auffassung vertreten, 
von Unternehmern in ein Umlegungsverfahren ein- 
gebrachte Grundstücke unterlägen der Umsatz- 
steuerpflicht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 1. Februar 

Nach den bisherigen Erfahrungen hat sich das am 1. Januar 1983 in 
Kraft getretene Grunderwerbsteuergesetz bewährt. Das Gesetz hat ins- 
besondere zu einer wesentlichen Steuervereinfachung und damit zu 
größerer Rechtssicherheit beigetragen. 68 Bundes- und Ländergesetze 
sowie 131 Einzelvorschriften auf dem Gebiet des Grund erw erb st euer- 
rechts konnten aufgehoben werden. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß von Finanzbehörden die 
Auffassung vertreten wird, das Einbringen von Grundstücken in ein 
Umlegungsverfahren sei umsatzsteuerpflichtig. An das Bundesfinanz- 
ministerium sind jedoch verschiedentlich Anfragen zu diesem Problem 
gerichtet worden. Es hat daher in einem Schreiben vom 26. Januar 
1984 — IVA2-S7100 - 3/84 die obersten Finanzbehörden der Län- 
der darauf hingewiesen, daß bei den Beratungen des Grunderwerb- 
steuergesetzes 1983 im Finanzausschuß des Deutschen Bundestages 
diese Frage erörtert worden ist. Der Ausschuß hat dazu die Auffassung 
vertreten, daß die in § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 GrEStG 1983 von der 
Grunderwerbsteuer ausgenommenen Vorgänge in Ermangelung eines 
Leistungsaustausches nicht der Umsatzsteuer unterliegen. 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) wird in Kürze eine ent- 
sprechende Klarstellung in den BMF-Finanznachrichten veröffent- 
lichen. 

24. Abgeordneter Wieviel Steuer-Mehreinnahmen haben die beiden 

Clemens Branntweinsteuer-Erhöhungen 1981 und 1982 je- 

(CDU/CSU) weils für den Bund im Vergleich zu den Einnahme- 

erwartungen gebracht, und wie haben sie sich auf 
den Umsatz der steuerzahlenden Betriebe der Spiri- 
tuosenindustrie ausgewirkt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 2. Februar 

1 98 1 entsprachen die Mehreinnahmen aus der Erhöhung der Steuer auf 
Trinkbranntwein mit rund 220 Millionen DM etwa den Erwartungen 
(225 Millionen DM). Aus der Steuererhöhung 1982 sind statt 350 Mil- 
lionen DM, wie geschätzt worden war, 121 Millionen DM zusätzlich auf- 
gekommen. Dabei ist berücksichtigt, daß seit der Steueränderung 1981 
die jeweils im Januar fälligen Abgaben bereits am 27. Dezember (erst- 
mals 1981) zu zahlen sind und sich deshalb 1981 einmalig ein zusätz- 
licher (13.) Zahlungstermin ergab. 

Nach den Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamts betrug der 
Umsatz der Spirituosenhersteller (Betriebe mit mehr als zehn Beschäf- 
tigten) 1980 rund 5,4 Milliarden DM, 1981 rund 5,7 Milliarden DM und 

1982 rund 5,7 Milliarden DM. Darin ist die Branntweinsteuer in der 
jeweiligen Höhe enthalten. 

25. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Berechnungen bekannt, 

Clemens welche Einkommensteuer-Mehreinnahmen eine an- 

(CDU/CSU) genommene Erhöhung des Spitzensteuersatzes um 

10 v. H. brächte, und welcher pro Kopf-Betrag sich 
bei Umlage dieser Steuererhöhung auf die gesamte 
Bevölkerung ergäbe? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 2. Februar 

Der Bundesregierung ist keine verläßliche Schätzung bekannt, die Ihre 
Frage nach den finanziellen Auswirkungen einer Anhebung des Spitzen- 
steuersatzes um 10 v.H.-Punkte beantworten würde. 

Rein rechnerisch läßt sich ein Betrag in einer Größenordnung von 
2,5 Milliarden DMT Einkommensteuer-Mehreinnahmen ermitteln. Das 


9 




Drucksache 10/959 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


wären bei 61,6 Millionen Einwohnern rund 40 DM pro Kopf. Die einer 
solchen Rechnung zugrundeliegende einfache Anwendung des er- 
höhten Spitzensteuersatzes auf die maßgebende Bemessungsgrundlage 
kann aber zu keinem aussagefähigen Ergebnis führen, weil hierdurch 
die gegenläufigen Auswirkungen einer solchen Maßnahme außer Be- 
tracht blieben. 

Beispielsweise wäre bei einer Erhöhung des Spitzensteuersatzes im 
Einkommensteuertarif eine entsprechende Anhebung des allgemeinen 
Körperschaftsteuersatzes wohl nicht zu umgehen, um eine unvertret- 
bare Benachteiligung von Einzelunternehmen und Personengesellschaften 
im Wettbewerb zu vermeiden. Es müßte mit nachteiligen Auswirkungen 
auf die Investitionsbereitschaft, die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft, die Beschäftigungslage und auch auf die 
Steuereinnahmen der öffentlichen Hand gerechnet werden. Diese Wir- 
kungszusammenhänge entziehen sich einer zuverlässigen Berechnung. 
Insgesamt dürfte eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes im Einkom- 
mensteuertarif mehr Nachteile als Vorteile haben, sie wäre ein wirt- 
schaftspolitischer Fehler. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


26. Abgeordneter In welchem Umfang hat die Konzentration der 

Michels Warenhäuser in der Bundesrepublik Deutschland 

(CDU/CSU) in den letzten zehn Jahren zugenommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 31. Januar 

Für die Beurteilung der Konzentration der Warenhäuser in der Bundes- 
republik Deutschland liegen amtliche Zahlen bis 1982 vor. Allerdings 
werden in dieser Statistik die Warenhäuser zusammen mit den Kauf- 
häusern ausgewiesen, deren Umsatzanteil gemessen am Umsatz der 
Warenhäuser jedoch relativ gering ist. 

Die Warenhäuser erreichten 1972 einen Umsatz von 25,3 Milliarden DM. 
Gemessen am gesamten Einzelhandelsumsatz von 227,5 Milliarden DM 
ergibt dies einen Umsatzanteil von 1 1 ,1 v. H. Im Jahre 1982 weisen die 
Warenhäuser einen Umsatz von 28,1 Milliarden DM aus. Dies entspricht 
bei einem Einzelhandelsumsatz von 434 Milliarden DM einem Markt- 
anteil von 6,5 V. H. 

Ein exakter Vergleich 1972 bis 1982 ist wegen methodischer Umstel- 
lungen in der Statistik schwierig. 

Tendenziell läßt sich aber feststellen, daß der Marktanteil der Waren- 
häuser deutlich zurückgegangen ist. Insofern ist für die Warenhäuser 
insgesamt eine verstärkte Konzentrationsbewegung nicht erkennbar. 
Dabei muß gesehen werden, daß die einzelnen Warenhausunternehmen 
durchaus eine unterschiedliche Entwicklung genommen haben. In 
diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß andere Großbetriebs- 
formen im Einzelhandel ihre Marktstellung erheblich ausbauen könn- 
ten; dies gilt vor allen Dingen für den Lebensmittelbereich. 


27. Abgeordneter Wie hoch ist der Umsatzanteil in Prozent der drei 

Michels größten Häuser dieser Branche bezogen auf die 

(CDU/CSU) Gesamtzahl? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 31. Januar 

Die drei größten Warenhausunternehmen weisen für das Jahr 1982 
einen Warenhausumsatz (d. h. nicht Konzernumsatz) von rund 22,9 Mil- 
liarden DM aus. Dies entspricht, bezogen auf den gesamten Warenhaus- 
umsatz, einem Anteil von 81,5 v. H. und einem Anteil am gesamten 
Einzelhandelsumsatz von 5,3 v. H. 
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28. Abgeordneter In welchem Umfang ist der Import „Möbel“ aus 

Michels den Ostblockländem während der letzten drei 

(CDU/CSU) Jahre angestiegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 31. Januar 

Die Importe von Holzmöbeln aus den Staatshandelsländem (ohne 
Bezüge aus der DDR) entwickelten sich in den letzten drei Jahren 
wie folgt: 

1981 307,5 Müüonen DM 

1982 306,8 Millionen DM (— 0,2 v. H. gegenüber Vorjahr) 

1983 rund 338,0 Millionen DM geschätzt; + 10,4 v. H. gegenüber 1982. 

Der Anteil dieser Importe am Gesamtumsatz der Holzmöbelindustrie 
in der Bundesrepublik Deutschland betrug 1983 ca. 1,8 v. H. Das sind 
rund 11,5 v. H. der Gesamtimporte dieser Branche. 


29. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dem verstärkten Import von Möbeln aus Dritt- 
ländern zu Dumpingpreisen aus Gründen des eige- 
nen Arbeitsplatzerhalts entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 3 1 . Januar 

Die Einfuhr von Möbeln ist liberalisiert. Bei Marktstörungen durch 
Dumpingpreise besteht die Möglichkeit, auf Antrag der Industrie 
entweder durch ein nationales Preisprüfungsverfahren und/oder ein 
EG-Antidumpingverfahren nachprüfen zu lassen, ob tatsächlich die 
Möbelimporte aus Drittländern zu solchen Bedingungen erfolgen, daß 
den heimischen Erzeugern (oder den Erzeugern in der EG) ein erheb- 
licher Schaden entsteht oder zu entstehen droht. Hat das Verfahren 
einen drohenden oder tatsächlichen Schaden nachgewiesen, haben 
die Bundesregierung bzw. die EG-Kommission verschiedene Möglich- 
keiten, auf angemessene Weise gegen die Importe vorzugehen. 

Die EG-Kommission erhebt bei nachgewiesenem schädigenden Dum- 
ping Antidumpingzölle oder trifft mit dem Exporteur eine Verein- 
barung zur Einhaltung wettbewerbsgerechter Preise. 

Die Bundesregierung hat im Falle von Preisprüf ungsverf ähren gute 
Erfahrungen damit gemacht, zunächst zu versuchen, in bilateralen 
Gesprächen mit dem jeweiligen Staatshandelsland auf eine marktge- 
rechte Angebotsgestaltung hinzuwirken. 

Allerdings liegen der Bundesregierung zur Zeit keine konkreten Hin- 
weise auf Dumpingpreise aus Staatshandelsländem vor, die ein natio- 
nales Preisprüfungsver fahren rechtfertigen würden. Ihr ist auch nicht 
bekannt, ob die deutsche Industrie einen Antrag auf Einleitung eines 
Antidumpingverfahrens bei der EG-Kommission gestellt hat. 


30. Abgeordneter Wie wird die Berufsfachschulanrechnungsverord- 
Milz nung vom 4. Juli 1972 im Rahmen der Abkürzung 

(CDU/CSU) der Ausbildungszeit nach § 29 Bundesbildungsgesetz 

angewandt? 


31. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Kann die Bestimmung in der Berufsfachschul-An- 
rechnungs-Verordnung, wonach die zweijährige Be- 
rufsfachschule mit einem Jahr unter ähnlichen Vor- 
aussetzungen angerechnet werden muß, in eine 
Kann-Bestimmung geändert werden, wenn nein, 
warum nicht? ^ 
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32. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Vorgänge bekannt, wo- 

Milz nach Bewerbungen von Beruf sfachschulabgängem 

(CDU/CSU) wegen der gesetzlichen Vorschriften zur Abkürzung 

der Ausbildungszeit abgelehnt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 27. Januar 

Nach der Berufsfachschul-Anrechnungs-Verordnung vom 4. Juli 1972 
wird die Ausbildungszeit von Absolventen der zweijährigen Berufs- 
fachschule um ein Jahr gekürzt, wenn sie eine Berufsausbildung in 
einem der in der Anlage zu der Verordnung aufgeführten Berufe ab- 
solvieren. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Bewerbungen von zahlreichen 
Absolventen der Berufsfachschulen — wie übrigens auch des schuli- 
schen Berufsgrundbildungsjahres - wegen dieser Abkürzung abgelehnt 
worden sind. Die Ausbildungsbetriebe haben vor allem darauf hinge- 
wiesen, daß in der gekürzten Ausbildungszeit eine berufsqualifizierende 
Ausbildung nicht zu vermitteln sei und sie daher die Verantwortung 
für eine erfolgreiche Ausbildung der Schulabsolventen nicht tragen 
könnten. Zahlreiche Schüler, ihre Eltern und Ausbildungsbetriebe 
haben die Bundesregierung aufgefordert, die Anrechnungsverordnun- 
gen aufzulockern. 

Die Bundesregierung möchte diesen Bitten dadurch entsprechen, daß 
künftig nur noch eine halbjährige Anrechnung erfolgt. Dadurch würde 
sowohl der Forderung nach Verlängerung der betrieblichen Ausbil- 
dungszeit Rechnung getragen wie an dem Grundsatz der Anrechnung 
schulischer Vorbildung festgehalten werden. 

Jede Neuregelung erfordert eine enge Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern. Deshalb sind mit den Vertretern der Länder Änderungsmög- 
lichkeiten erörtert worden. Dabei hat sich ergeben, daß derzeit keine 
Mehrheit im Bundesrat zu erreichen ist. Die Bundesregierung wird die 
Änderungsdiskussion mit den Ländern fortsetzen. 

33. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung einer bisher 

Marschewski unveröffentlichten Batelle-Studie, daß Strom aus 
(CDU/CSU) Kernkraftwerken derzeit 3,5 Pfennige pro Kilowatt- 

stunde billiger ist als Strom aus Kohlekraftwerken 
und daß sich dieser Preisvorteil in den nächsten Jah- 
ren auf 7,1 Pfennige erhöhen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 1. Februar 

Die Bundesregierung geht unverändert davon aus, daß Kernkraftwerke 
auch in Zukunft in der Grundlast einen deutlichen Kostenvorsprung 
gegenüber Steinkohlekraftwerken haben. Die genaue Höhe dieses Ko- 
stenvorsprungs hängt dabei von den in die Vergleichrechnung jeweils 
eingehenden Annahmen über die Entwicklung der einzelnen Kosten- 
parameter ab. Die Annahme eines Kosten vorsprungs der Kernenergie 
gegenüber der Steinkohle in der Grundlast wird durch die zitierte Stu- 
die erneut bestätigt. Die Bundesregierung tritt deshalb auch im Inter- 
esse eines wettbewerbsfähigen Strompreisniveaus für den Abbau des 
gegenwärtig noch bestehenden Defizits an kostengünstiger Grundlast 
durch weiteren Ausbau der Kernenergie ein. Von regionalen Ausnah- 
men abgesehen, wird das Grundlast defizit bis zum Ende dieses Jahr- 
zehnts abgebaut sein. Im Hinblick auf den Bedarf der 90er Jahre wird 
jedoch auch in Zukunft der Zubau weiterer Kernkraftwerke erforder- 
lich sein. Die Bauentscheidungen werden jeweils von den Energiever- 
sorgungsunternehmen im Einvernehmen mit der zuständigen Landes- 
regierung getroffen. Sie hängen wesentlich von der weiteren Stromver- 
brauchsentwicklung ab. 

Davon unberührt bleibt die herausragende Bedeutung der Stromerzeu- 
gung aus deutscher Steinkohle, die durch den 15 -Jahresvertrag abge- 
sichert ist. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

34. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, daß die Inhaber landwirt- 
Kißlinger schaftlicher Klein- und Mittelbetriebe überall im 

(SPD) Land gegen die propagierte Milchquotenregelung 

Klage führen, und will sie diese tatsächlich so durch- 
führen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß 
Quotierungen in einem Produktionsfeld dann 
zwangsläufig zu Überschußbergen bei den noch 
durch Preis- und Abnahmegarantien gesicherten 
Bereichen führt, was schließlich dann zwangsläu- 
fig die längst fällige Agrarreform bringen wird? 

Antwort des Bundesministers Kiechle 
vom 30. Januar 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der überwiegende Teil der milch- 
erzeugenden Landwirte die Notwendigkeit durchgreifender Maßnahmen 
zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der EG-Milchmarktordnung an- 
erkennt und für die vorgeschlagene Lösung, die korrekt als Garantie- 
mengenmodell und nicht als Quotenregelung zu bezeichnen ist, viel 
Verständnis aufbringt. 

Um einen Zusammenbruch des EG-Milchmarktes zu verhindern, der 
die kleineren und mittleren Betriebe besonders treffen würde, müssen 
Maßnahmen ergriffen werden, die die Preis- und Abnahmegarantie 
kurzfristig und wirksam auf die finanzierbare Menge beschränken. 
Hierfür ist nach Auffassung der Bundesregierung, aber auch der berufs- 
ständischen Vertretung, der Vorschlag der EG-Kommission zur Ein- 
führung einer Garantiemengenregelung besonders geeignet, deren kurz- 
und mittelfristige einkommensmäßigen Auswirkungen im übrigen 
geringer sind als bei einer entsprechend wirksam gestalteten Preissen- 
kung oder Mitverantwortungsabgabe. 

Die Bundesregierung räumt ein, daß diese Maßnahme bei u. U. auch 
weiterhin fehlenden realisierbaren außerlandwirtschaftlichen Einkom- 
mensalternativen die Einführung von Garantieschwellen auch bei an- 
deren Erzeugnissen erforderlich machen könnte. 

36. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die perma- 
Brunner nenten und EG-bestimmungswidrigen Behinderun- 

(CDU/CSU) gen von Agrarausfuhren aus der Bundesrepublik 

Deutschland nach Italien am Brenner-Grenzüber- 
gang zu tun? 

Sieht die Bundesregierung Gegenmaßnahmen vor 
— falls sich dies nicht schnell und nachhaltig än- 
dert — , z. B. bei Einfuhren von Frischkartoffeln, 
Obst, Gemüse und Wein aus Italien in die Bundesre- 
publik Deutschland? 

Antwort des Bundesministers Kiechle 
vom 30. Januar 

Die Störungen des Warenverkehrs am Grenzübergang des Brenners, 
durch die auch die Agrarausfuhren nach Italien betroffen sind, haben 
unterschiedliche Ursachen. Haupthindernis für einen zügigen Waren 
fluß ist, daß der Ausbau der vorhandenen Abfertigungskapazitäten 
nicht mit dem sehr stark angestiegenen Verkehrsaufkommen der ver- 
gangenen Jahre Schritt gehalten hat. Dies gilt insbesondere für die 
Abfertigung durch die italienischen Grenzbehörden, deren personelle 
Besetzung im Hinblick auf die erheblich gewachsenen Anforderungen 



35. Abgeordneter 
Kißlinger 
(SPD) 
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nicht mehr ausreichend ist. Hinzu kommen teilweise unrationelle Ab- 
fertigungsmethoden sowie in einigen Fällen auch sachlich nicht gerecht- 
fertigte Gesundheits- und Qualitätskontrollen insbesondere bei Agrar- 
ausfuhren, die den Warenfluß durch überlange Wartezeiten zusätzlich 
behindern. 

Die Bundesregierung hat sich sowohl in bilateralen Kontakten mit der 
italienischen Regierung wie auch auf Gemeinschaftsebene mit Nach- 
druck dafür eingesetzt, daß die Wartezeiten am Brenner durch eine 
Verbesserung des Abfertigungsverfahrens und den Ausbau der Abferti- 
gungskapazitäten auf ein zumutbares Maß verkürzt werden. 

Im deutsch-italienischen Wirtschaftsausschuß, der sich schon mehrfach 
mit dieser Angelegenheit befaßt hat, ist nunmehr von italienischer 
Seite die grundsätzliche Bereitschaft signalisiert worden, die erforder- 
lichen Maßnahmen einzuleiten, um eine beschleunigte Abfertigung am 
Brenner zu ermöglichen. Insbesondere eine Verbesserung der personel- 
len Situation bei den Grenzbehörden werde angestrebt. 

Die mit deutscher Unterstützung auf Gemeinschaftsebene erst kürzlich 
verabschiedete Richtlinie des Rates zur Erleichterung der Kontrollen 
und Verwaltungsformalitäten im Güterverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten (83/643/EWG) enthält in ihrem Artikel 6 die nach einer Über- 
gangszeit für alle Mitglied Staaten, also auch Italien, geltende Verpflich- 
tung, ,,die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit die Wartezei- 
ten bei den Kontrollen und Formalitäten nicht länger sind als für ihre 
ordnungsgemäße Durchführung notwendig“. Die Bundesregierung wird 
sich dafür einsetzen, daß die nach dieser Richtlinie notwendigen Vor- 
kehrungen zur Erleichterung des Warenverkehrs auch am Grenzüber- 
gang des Brenners verwirklicht werden. 

Die Bundesregierung wird sich darüber hinaus auch in Zukunft gemein- 
schaftswidrigen Behinderungen des Agrarexports nach Italien, etwa 
durch sachlich nicht gerechtfertigte Qualitäts- und Gesundheitskon- 
trollen widersetzen und die hiergegen im EWG-V ertrag vorgesehenen 
rechtlichen Schritte der EG-Kommission unterstützen. Allerdings wird 
die Bundesregierung sich nicht selbst ins Unrecht dadurch setzen, daß 
sie auf Vertragsverstöße anderer Mitgliedstaaten mit vertragswidrigen 
Retorsionsmaßnahmen reagiert. 

Im übrigen sind die in der Vergangenheit aufgetretenen vertragswidri- 
gen Behinderungen im Italienexport Einzelerscheinungen, die das sehr 
positive Gesamtbild der Entwicklung des Agrarexports nach Italien 
nicht trüben können. 


38. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge 
der Milchbauem des Bayerischen Waldes, wonach 
die Höchstproduktionsmenge von Milch an eine 
bestimmte Futterfläche (8 000 Liter/Hektar) ge- 
bunden werden soll, um nicht Opfer der ruinösen 
Überschußproduktion der ,,Milchfarbriken“ anderer 
Gegenden der Bundesrepublik Deutschland zu wer- 
den? 


Antwort des Bundesministers Kiechle 
vom 1. Februar 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß eine Begrenzung der Milch- 
produktion auf 8 000 Liter/Hektar Futterfläche, allein nicht ausreicht, 
um die Milchproduktion in der EG auf den Umfang zu begrenzen, der 
finanzierbar und abzusetzen ist. 

Die Bundesregierung teilt aber wie die EG-Kommission die Auffassung, 
daß die Einführung einer Abgabe für die Milchmenge, die über eine 
Höchstmenge je Hektar hinaus angeliefert wird, eine sinnvolle Ergän- 
zung zur Garantiemengenregelung darstellen würde. 

Da diese Abgabe vor allem eine Senkung der Rentabilität für den Teil 
der Milchproduktion zur Folge hätte, der überwiegend auf der Basis 
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zugekaufter Futtermittel erstellt wird, wären hiervon vor allem die 
Regionen in der Gemeinschaft betroffen, in denen die Struktur der 
Milcherzeugung stärker auf den Einsatz vor allem aus Drittländern ein- 
geführter Futtermittel ausgerichtet ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


39. Abgeordnete 
Frau 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 


Trifft es zu - wie von den Kindergeld stellen der 
Arbeitsämter angekündigt -, daß bei nicht erfolgter 
Rücksendung der Fragebögen das Kindergeld über- 
haupt nicht mehr gezahlt wird, und warum wird in 
diesem Fall nicht das niedrigst mögliche Kindergeld 
weitergezahlt? 


40. Abgeordnete 
Frau 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 


Auf welcher Rechtsgrundlage basiert gegebenen- 
falls diese Verfahrensweise, und warum werden 
neben den Angaben über die Einkommenshöhe 
andere Angaben auch über unter 16 Jahre alte Kin- 
der erfragt? 


41. Abgeordnete 
Frau 
Schmidt 
(Nürnberg) 
(SPD) 


Werden Familien mit nur einem Kind nicht besser 
gestellt als MehrkinderfamÜien, da ihnen das Erst- 
kindergeld in jedem Fall erhalten bleibt, und müßte 
daher nicht mindestens das Erstkindergeld auch für 
Mehrkinderfamilien in jedem Fall weitergezahlt 
werden? 


42, Abgeordnete Wie viele Fragebögen sind bis jetzt nicht zurück- 
Frau gekommen, und welche Auswirkungen hat das z. B. 

Schmidt auf Sozialhilfeempfänger? 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 27. Januar 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat im Herbst 1983 den Kindergeldbe- 
rechtigten mit zwei und mehr Kindern Fragebögen übersandt, um 
festzustellen, ob ihnen 1984 das volle oder wegen der Höhe ihres Ein- 
kommens nur ein gemindertes Kindergeld zusteht, Empfänger dieses 
Fragebogens, die nicht binnen vier Wochen geantwortet haben, wurden 
durch ein weiteres Schreiben an die Beantwortung und Rücksendung 
des Fragebogens erinnert. Außerdem hat die Bundesanstalt wiederholt 
in der Tagespresse, im Rundfunk und im Fernsehen auf die für die 
Zahlung des Kindergeldes notwendige Rückgabe des Fragebogens hin- 
gewiesen. 

Gibt der Kindergeldberechtigte den Fragebogen nicht zurück, so zahlt 
die Bundesanstalt für Arbeit gleichwohl den Mindestbetrag des Kinder- 
geldes, wenn beim Arbeitsamt Nachweise aus jüngster Zeit über die an- 
spruchsbegründenden Tatsachen, insbesondere über die Existenz der 
Kinder und ihren Aufenthalt im Bundesgebiet vorliegen. Nur wenn 
keine solchen Nachweise vorhanden sind, stellt die Bundesanstalt für 
Arbeit die Zahlung des Kindergeldes vorläufig ein. In diesen Fällen kann 
auch nicht der Sockelbetrag des Kindergeldes gezahlt werden, da nicht 
feststeht, ob der Kindergeldempfänger überhaupt noch Kindergeld be- 
anspruchen kann. Über die Minderung oder Einstellung der Kindergeld- 
zahlung bis zur Vorlage genügender Nachweise erhält der Kindergeld - 
empfänger vom Arbeitsamt einen rechtsbehelfsfähigen Bescheid. 

Nach § 60 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch hat der Kindergeld - 
berechtigte alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung des Kinder- 
geldes erheblich sind. Kommt er dieser Mitwirkungspflicht nicht nach. 
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kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis 
zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder ent- 
ziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen 
sind (§ 66 Abs. 1 Sozialgesetzbuch I). 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat in den Fragebogen auch Fragen zu den 
allgemeinen Voraussetzungen des Kindergeld anspruchs aufgenommen. 
Dies war geboten, da die Entscheidung über die Höhe des Kindergeldes 
auch eine Entscheidung über den Kindergeld an Spruch als solchen bein- 
haltet und so auch vom Berechtigten verstanden wird. Der kombinierte 
Fragebogen trägt damber hinaus dem Umstand Rechnung, daß in vielen 
Fällen bereits seit mehreren Jahren die allgemeinen Anspruchsvoraus- 
setzungen nicht mehr nachgeprüft worden sind. Es wird damit vermie- 
den, daß die Angaben von den Berechtigten in absehbarer Zeit durch 
einen besonderen Fragebogen erhoben werden müssen. Eine nochmalige 
Fragebogenaktion wäre mit einer zusätzlichen Belastung der Kinder- 
geldberechtigten und mit erheblichen Verwaltungskosten verbunden. 

Das Kindergeld für das erste Kind beträgt 50 DM monatlich, das volle 
Kindergeld für die weiteren Kinder zwischen 100 DM und 240 DM 
monatlich. Dieses höhere Kindergeld für ein zweites und weitere Kinder 
wird allerdings nur gewährt, wenn das Einkommen des Berechtigten 
bestimmte Einkommensgrenzen nicht überschreitet. Diese Rechtslage 
setzt eine Überprüfung des Einkommens der Familien mit zwei oder 
mehr Kindern voraus. Hierin kann keine Benachteiligung dieser Fami- 
lien oder eine Bevorzugung von Familien mit nur einem Kind gesehen 
werden. Wenn der Kindergeldberechtigte den Fragebogen trotz Erinne- 
rung nicht zurückgibt und dadurch Zweifel entstehen, ob ihm über- 
haupt Kindergeld zusteht, muß der Kindergeldanspruch insgesamt 
entzogen werden. Es kann dann auch nicht das Kindergeld für das 
erste Kind weitergezahlt werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit rechnet auf Grund ihrer langjährigen 
Erfahrungen damit, daß 3 v. H. bis 5 v. H. der zu überprüfenden 3,2 Mil- 
lionen Berechtigten, das sind rund 100 000 bis 150 000 Berechtigte, den 
Fragebogen nach Einstellung der Kindergeld Zahlung zurückgeben wer- 
den. Sie hat bis Mitte Januar 1984 für etwa 70 000 Berechtigte die 
Kindergeld Zahlung wegen fehlender Rückgabe des Fragebogens vor- 
läufig eingestellt. In etwa 20 000 Fällen konnte die Zahlung inzwischen 
wiederaufgenommen werden. 

Nach § 2 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes erhält Sozialhilfe nicht, 
wer sich selbst helfen kann. Kindergeldberechtigte, bei denen die Kin- 
dergeldzahlung vorläufig eingestellt wurde, weil sie den Fragebogen 
nicht zurückgegeben haben, können deshalb anstelle des Kindergeldes 
keine Sozialhilfeleistungen verlangen. 

Plant die Bundesregierung im Rahmen der von ihr 
beschlossenen Neuregelung der sogenannten „59er- 
Regelung“ auch die Vorschrift des § 25 Abs. 2 An- 
gestelltenversicherungsgesetz (AVG) zu ändern, wo- 
nach eine Inanspruchnahme des vorzeitigen Alters- 
ruhegeldes dann nicht möglich ist, wenn der Arbeit- 
nehmer nur freiwillige Beiträge gezahlt hat , die wäh- 
rend einer Auslandsbeschäftigung gezahlt wurden, 
weil sie Pflichtbeiträgen nicht gleichgestellt sind? 

Hält die Bundesregierung diese bisherige Regelung 
des § 25 Abs. 2 Angestelltenversicherungsgesetz 
(AVG) für mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
(hier hinsichtlich der Höhe der geleisteten Beitrags- 
zahlungen) vereinbar, bzw. hält sie es für gerecht- 
fertigt, daß danach deutsche Arbeitnehmer, die von 
ihrer Firma ins Ausland geschickt werden — wollen 
sie in den Genuß des vorzeitigen Altersruhegeldes 
kommen -, vor Vollendung des 52. Lebensjahres 
nach Deutschland zurückkehren bzw. eine versi- 
cherungspflichtige Beschäftigung aufnehmen müs- 
sen? 


43. Abgeordneter 
Weinhofer 
(SPD) 


44. Abgeordneter 
Weinhofer 
(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 1. Februar 

Mit dem Arbeitsförderungs-Konsolidierungsgesetz wurden die An- 
spruchsvoraussetzungen für das vorgezogene Altersruhegeld wegen Ar- 
beitslosigkeit dahin ergänzt, daß ein Anspruch auf dieses Altersruhe- 
geld dann gegeben ist, wenn in den letzten zehn Jahren vor Eintritt 
des Versicherungsfalles mindestens acht Jahre eine rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt worden ist. 
Zielsetzung dabei war, nur denjenigen diese Leistung zu gewähren, 
die zuvor auch regelmäßig und in adäquater Höhe an der Solidarlast 
der gesetzlichen Rentenversicherung mitgetragen haben. Dieses Kri- 
terium erfüllen nur die Pflichtversicherten, denn freiwillig Versicherte 
können Anzahl und Höhe ihrer Beiträge selbst bestimmen und ihre 
Zahlungen jederzeit einstellen. 

Während der Beratung des Gesetzentwurfs in den gesetzgebenden 
Körperschaften ist es als nicht sachgerecht beurteilt worden, bei der 
gesetzlichen Regelung der Voraussetzungen für das vorzeitige Alters- 
ruhegeld wegen Arbeitslosigkeit bestimmte Personenkreise den Pflicht- 
versicherten gleichzustellen und beispielsweise Ausnahmeregelungen 
für im Ausland beschäftigte freiwillig Versicherte zu schaffen. 

Diese Einschätzung wird von der Bundesregierung geteilt. Differenzie- 
rungen innerhalb der freiwilligen Versicherung beim vorzeitigen Alters- 
ruhegeld wegen Arbeitslosigkeit je nachdem, vor welchem persönlichen 
Hintergrund die freiwilligen Beiträge entrichtet werden, widersprechen 
dem Beitrags- und Leistungssystem der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. Es ist daher nicht vorgesehen, (bestimmte) freiwillige Beiträge 
den Pflichtbeiträgen im Rahmen der sogenannten ,,59er-Regelung“ 
gleichzustellen. 

Die Bundesregierung hält die Regelung des § 25 Abs, 2 Angestellten- 
versicherungsgesetz (AVG) für verfassungsrechtlich unbedenklich. Der 
grundsätzlichen Befugnis des Gesetzgebers, Pflichtbeiträgen und frei- 
willigen Beiträgen unterschiedliche Wirkungen beizumessen, sind bis- 
her durchgreifende Bedenken nicht entgegengehalten worden. 

Im übrigen bleiben deutsche Arbeitnehmer, die von ihrer Firma vor- 
übergehend ins Ausland geschickt und dort beschäftigt werden, im 
Regelfall aus dem Gesichtspunkt der Ausstrahlung in der deutschen 
Rentenversicherung pflichtversichert. Unterliegt eine zeitlich begrenzte 
Auslandsbeschäftigung in Einzelfällen nicht dem Schutz der deutschen 
Rentenversicherung, so läßt das deutsche Recht unter bestimmten Vor- 
aussetzungen auch die Versicherungspflicht auf Antrag zu. Auf diese 
Weise kann bei einer Beschäftigung im Ausland der Anspruch auf ein 
vorzeitiges Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit erworben werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


45. Abgeordneter 
Ibrügger 
(SPD) 


Über wieviel Sitzplätze verfügt die Boeing 707 der 
Flugbereitschaft, mit der der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit, Dr. Geißler, zur 
Amtseinführung des argentinischen Staatspräsiden- 
ten nach Buenos Aires geflogen wurde, und wie 
viele Personen gehörten zur deutschen Regierungs- 
delegation? 


46. Abgeordneter Wieviel Betriebsstoff in Litern wurden bei diesem 
Ibrügger Flug pro Passagier tatsächlich verbraucht, und wel- 

(SPD) eher Kostenaufwand entstand insgesamt für die 

Durchführung des Fluges zu Lasten des Bundes- 
haushalts? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. Januar 

Am Samstag, dem 10. Dezember 1983, fand in Buenos Aires in Argen- 
tinien die Amtseinführung des neuen demokratisch gewählten Präsi- 
denten Alfonsin statt. Ursprünglich war beabsichtigt, daß die Bundes- 
regierung bei dieser Amtseinführung durch den Bundesaußenminister 
vertreten werden sollte. Wegen dessen zwingend gebotener Teilnahme 
an dem NATO-Treffen in Brüssel wurde der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit gebeten, die Bundesregierung in Argentinien 
zu vertreten. 

Am Freitag, dem 9. Dezember 1983, wurde im Deutschen Bundestag 
über den Haushalt 1984 und den Antrag der Fraktion der SPD gegen 
den Bundeswirtschaftsminister, Graf Lambsdorff, in namentlicher 
Abstimmung entschieden, so daß für die dem Deutschen Bundestag 
angehörenden Mitglieder der deutschen Regierungsdelegation für Ar- 
gentinien im Deutschen Bundestag Präsenzpflicht gegeben war. Mit 
einem Linienflugzeug hätte die deutsche Delegation nicht mehr recht- 
zeitig zur Amtseinführung in Argentinien sein können, so daß, wie im 
übrigen auch bei entsprechenden Anlässen von der früheren Bundesre- 
gierung praktiziert, die Flugbereitschaft des Bund es Verteidigungsmini- 
steriums in Anspruch genommen werden mußte. Das Fehlen einer 
deutschen Regierungsdelegation bei diesem für ganz Lateinamerika 
bedeutsamen Ereignis hätte den deutschen Interessen geschadet. 

An dem Flug nahmen mit den Vertretern der Bundesregierung insge- 
samt 19 Personen teil. Für Transatlantik flüge verfügt die Flugbereit- 
schaft der Bundeswehr nur über die Boeing 707 mit 102 Sitzplätzen. 
Für den Flug nach Buenos Aires und den unmittelbar von dort erfolgten 
Rückflug wurden zusammen ca. 173 000 Liter Treibstoff verbraucht. 
Die Kosten des Fluges betrugen etwa 208 000 DM. 

Die Kosten für die Reise des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit nach Argentinien als Vertreter der Bundesregierung wurden 
aus dem Bundeshaushalt getragen; die Kosten für die Weiterreise nach 
Chile, Bolivien und zurück selbstverständlich nicht. 


47. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
Seehofer mit welchen Brennstoffen die Heizungsanlagen der 

(CDU/CSU) Bundeswehrkasemen in Ingolstadt, Manching und 

Neuburg betrieben werden? 


48. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, in diesen 
Bereichen energiesparende und umweltfreundliche 
Energiekonzepte zu entwickeln und zu verwirk- 
lichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. Januar 

Im Standortbereich Ingolstadt werden von der Bundeswehr fünf zen- 
trale Heizanlagen betrieben, und zwar 

— zwei Heizanlagen in der Pionierkaseme Ingolstadt mit Steinkohle/ 
Braunkohlenbriketts und Heizöl EL, 

— zwei Heizanlagen bei der Erprobungsstelle 61 in Manching ein- 
schließlich dem bundeseigenen Werksgelände, das von der Firma 
Messerschmitt-Boelkow-Blohm genutzt wird, mit Steinkohle und 
Heizöl EL und 

— eine Heizanlage in der Max Immelmann-Kaseme in Oberstimm mit 
Steinkohle und Heizöl EL. 

Auf dem NATO-Flugplatz Ingolstadt und in weiteren kleinen Liegen- 
schaften in diesem Bereich sind zahlreiche kleine Heizanlagen installiert, 
die neben Erdgas überwiegend mit Heizöl EL befeuert werden. 
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Von allen Heizanlagen in diesem Bereich werden unter Einhaltung der 
geltenden Umweltschutzbestimmungen jährlich ca. 204 Tonnen Schwe- 
feldioxid ausgestoßen. 

Im Standortbereich Neuburg werden von der Bundeswehr eine zen- 
trale Heizanlage auf dem NATO-Flugplatz Neuburg und eine in der 
Tilly -Kaserne betrieben. Beide Anlagen werden mit Koks und Heizöl 
EL befeuert. Außerdem sind im Bereich Neuburg zahlreiche kleinere 
Einzelanlagen vorhanden, die mit Heizöl EL befeuert werden. Von den 
Heizanlagen in Neuburg werden ebenfalls unter Einhaltung der Um- 
welt Schutzbestimmungen jährlich ca. 42 Tonnen Schwefeldioxid aus-" 
gestoßen. 

Zur Senkung der Schadstoffbelastung in Ingolstadt wird die Bundes- 
wehr die dortige Pionierkaserne bis 1985 an die Fernwärme der Müllver- 
brennungsanlage der Stadt anschheßen. Außerdem ist geplant, die zen- 
trale Heizanlage der Max Immelmann-Kaserne mittelfristig zu erneuern. 
Zur Zeit werden von der Wehrbereichsverwaltung VI in München Wirt- 
schaft hchkeitsuntersuchungen über den Anschluß dieser Anlage an Erd- 
gas durchgeführt. Nach Durchführung der genannten Maßnahmen wird 
der Schwefeldioxidausstoß durch Heizanlagen der Bundeswehr in die- 
sem Bereich von derzeit ca. 204 Tonnen um ca. 79 Tonnen auf 125 Ton- 
nen jährlich verringert. Darüber hinaus wird in 1984 in einer Heizanlage 
der Erprobungsstelle 61 in Manching für die Wärmeerzeugung in den 
Sommermonaten ein Erdgaskessel installiert, um den Schwefeldioxid- 
ausstoß während dieser Zeit zu vermindern. 

In allen Liegenschaften werden Maßnahmen zur Energieeinsparung 
durchgeführt. Ein umfangreiches Energiekonzept wird bis Ende 1985 
in der Pionierkaserne in Ingolstadt gleichzeitig mit dem Anschluß der 
Liegenschaft an Fernwärme verwirklicht werden. 


49. Abgeordneter 

Hoffmann 

(Saarbrücken) 

(SPD) 


Mit welchen Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages dürfen nach Auffassung des Bundesministe- 
riums der Verteidigung Soldaten über Fragen der 
Sicherheitspolitik diskutieren, und welche Krite- 
rien führen zur Auswahl? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 26. Januar 

Soldaten der Bundeswehr dürfen mit jedem Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages über Fragen der Sicherheitspolitik diskutieren. 

Kriterien für eine Auswahl existieren daher nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


50. Abgeordneter 
Dr. Schmude 
(SPD) 


Nach welchen Gesichtspunkten und Maßstäben wird 
die Bundesregierung bei der vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit durchgeführten 
Aktion ,, Reden ist Silber. Helfen ist Gold.“ unter 
den gemeldeten Interessenten die Auswahl für Aus- 
zeichnungen treffen? 


51. Abgeordneter 
Dr. Schmude 
(SPD) 


Wie wird sich die Bundesregierung bei der Auswahl 
des Sachverstandes von Gruppen, Verbänden und 
Einrichtungen bedienen, die in der Aktivierung von 
Bürger-Mitarbeit aus eigener Tätigkeit Erfahrungen 
haben? 


52. Abgeordneter Handelt es sich um eine einmalige Aktion oder beab- 
Dr. Schmude sichtigt die Bundesregierung, sie jährlich zu wieder- 

(SPD) holen? 
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Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 27. Januar 

Mit der Aktion „Reden ist Silber. Helfen ist Gold.“ will die Bundes- 
regierung die Nächsten- und Selbsthilfe stärken. Möglichst viele Bürger 
sollen angeregt werden, freiwillige soziale Initiativen zu ergreifen, die 
das soziale Netz des Staates weiter ergänzen und verknüpfen mit einem 
sozialen Netz der Nächstenliebe, das Menschen miteinander und fürein- 
ander bilden. 

Diese Aktion hat eine große und nachhaltige Resonanz gefunden. So 
sind mehr als 2 500 Einsendungen eingegangen. Aus diesen sollen Bei- 
spiele ausgewählt werden, die besonders nachahmenswert sind und zur 
Nachahmung anregen. Das ist der maßgebende Gesichtspunkt. Es soll 
und kann nicht darum gehen, unter Beispielen praktizierter Mitmensch- 
lichkeit etwa eine Rangordnung zu entwickeln. Bei der Auswahl werden 
Persönlichkeiten aus dem Bereich der Freien Wohlfahrtspflege und der 
Selbsthilfegruppen die Bundesregierung beraten. 

Ist es zutreffend, daß Ersatzdienstleistende beim 
Malteser-Hilfsdienst in Ludwigshafen und beim 
Deutschen Roten Kreuz in Ludwigshafen durch 
besondere Zuwendungen seitens der Beschäftigungs- 
stellen wie z. B. Fahlkostenersatz und Ersatz für 
Kleid erabnutzung insgesamt eine monatliche Geld- 
zuwendung von über 900 DM erhalten, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun, 
um solche und ähnliche- Ungleichbehandlungen bzw. 
Bevorzugungen von Ersatzdienstleistenden dort oder 
auch an anderer Stelle künftig zu unterbinden? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 31. Januar 

Nach meinen Feststellungen haben die beim Malteser-Hilfsdienst (MHD) 
in Ludwigshafen eingesetzten Zivildienstleistenden im Monat Dezember 
1983 neben den auch den Wehrdienstleistenden zustehenden Geldbe- 
zügen von 549 DM (Sold von durchschnitthch 279 DM und die in die- 
sem Monat fällige ,, besondere Zuwendung“ von 270 DM) noch be- 
stimmte Entschädigungen erhalten, so daß sich für sie ein Gesamtbe- 
trag von rund 1 000 DM ergab. 

Zu den Entschädigungen gehören 103 DM als Erstattung für die von 
den Zivildienstleist enden tatsächlich verauslagten Fahrtkosten für den 
täglichen Weg von ihrer Unterkunft oder Wohnung zur Beschäftigungs- 
stelle. Derartige Fahrtkosten können den Wehrdienstleistenden im all- 
gemeinen nicht entstehen. Sollte dies ausnahmsweise doch einmal der 
Fall sein, so hätten diese selbstverständlich ebenfalls Anspruch auf 
Erstattung. 

Hinzu kommt die Entschädigung für die von der Beschäftigungsstelle 
nicht gewährte Verpflegung (297,60 DM). Da die genannte Beschäf- 
tigungsstelle nicht in der Lage ist, ihre Zivildienstleistenden zu bekösti- 
gen, hat sie diesen als Entschädigung den gleichen Tagessatz (9,60 DM) 
zu zahlen, der Wehrdienstleistenden in ihrem Erholungsurlaub zusteht, 
wenn sie also nicht in der Kaserne verpflegt werden. 

Schließlich erhielten die Zivildienstleistenden beim MHD als Entschä- 
digung dafür, daß ihnen keine Arbeitskleidung zur Verfügung gestellt 
wird, 52,70 DM. Auch diese Entschädigung für das Tragen eigener 
Kleidung im Dienst und die Instandhaltung dieser Kleidung bedeutet 
keine Besserstellung gegenüber den Wehrdienstleistenden, die Auf- 
wendungen für ihre Dienstkleidung ebenfalls nicht selbst tragen. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß ein Teil der Zivildienst leistenden, 
die bei ihren Eltern wohnen und bei diesen in Kost stehen, ihre Ver- 
pflegungsentschädigung ganz oder teilweise für sich behalten können. 
Insoweit handelt es sich in diesen Fällen um eine freiwillige wirtschaft- 
liche Zuwendung der Eltern an ihren dienstleistenden Sohn. 


53. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


20 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/959 


Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß insbesondere der Verpfle- 
gungsentschädigung in den Fällen, in denen Zivildienstleistende nicht 
von der Beschäftigungsstelle verpflegt werden, den Anschein erwecken 
kann, als würden die Zivildienstleistenden gegenüber den Grundwehr- 
dienstleistenden finanziell bessergestellt. Dieser Anschein kann jedoch 
nicht durch eine Kürzung der oben dargestellten Bezüge der Zivildienst- 
leistenden beseitigt werden. Im übrigen weise ich darauf hin, daß der 
Anteil der Zivildienstleistenden, die in ihrer Beschäftigungsstelle ver- 
pflegt werden, sich erhöhen wird. Das Bundesamt für den Zivildienst 
wird weiterhin darauf drängen, daß möglichst viele Beschäftigungs- 
stellen die bei ihnen eingesetzten Zivildienstleistenden selbst bekösti- 
gen. 


Ist der Bundesregierung aus eigenen Erkenntnissen 
bekannt bzw. liegen ihr die Ergebnisse einer Um- 
frage der Arzneimittelkommission der Bundesver- 
einigung Deutscher Apotheker vor, wonach das 
rezeptpflichtige Schmerzmittel „Temgesic“ seit eini- 
ger Zeit vermehrt mißbräuchlich in der sogenannten 
Drogenszene als Heroin-Ersatz verwendet wird? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 27. Januar 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das bei uns im Jahre 1981 auf 
den Markt gekommene Schmerzmittel „Temgesic“, das den Wirkstoff 
Buprenorphin enthält, ähnlich wie andere zentral wirksame Schmerz- 
mittel mißbräuchlich verwendet wird. Über das Ausmaß des Mißbrauchs 
lagen zunächst nur Schätzungen ohne Quantifizierung und Differenzie- 
rung von Einzelfällen vor. Eine von der Bundesregierung ver anlaßt e 
Sonderermittlung ergab bis Anfang Oktober 1983 93 dokumentierte 
Mißbrauchsfälle im klinischen Bereich sowie 134 vom Bundeskriminal- 
amt registrierte Fälle von Rezeptfälschungen zur Erlangung von Tem- 
gesic. Die nähere Untersuchung der 93 Probanden zeigte, daß es sich 
um Drogen- bzw. Med ikamentenab hängige handelt, die Temgesic als 
Drogenersatz mißbrauchen. Primäre Mißbrauchsfälle von Temgesic 
(Temgesic als Einstiegsdroge) wurden nicht ermittelt. 


54. Abgeordneter 
Jaunich 
(SPD) 


55. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Empfehlung der 
Jaunich Arbeitsgemeinschaft der Berufsvertretungen Deut- 

(SPD) scher Apotheker - ABDA - aufzugreifen und das 

Schmerzmittel „Temgesic“ unter das Betäubungs- 
mittelgesetz zu stellen? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 27. Januar 

Auf Grund des festgestellten Mißbrauchs von Temgesic hat auf Veran- 
lassung der Bundesregierung der beim Bundesgesundheitsamt bestehen- 
de Sachverständigenausschuß für Betäubungsmittel am 17. Oktober 
1983 fachlich geprüft, ob der Stoff Buprenorphin (Temgesic) den Vor- 
schriften des Betäubungsmittelgesetzes zu unterstellen ist. Der Aus- 
schuß war der Ansicht, eine Gesamtwertung der Mißbrauchssituation 
im Zusammenhang mit weiteren zentral wirksamen Schmerzmitteln 
vornehmen zu müssen. Er wird sich daher am 7. März 1984 mit der 
Frage der Unterstellung der Stoffe Buprenorphin, Nefopam, Penta- 
zocin, Tilidin kombiniert mit Naloxon sowie Tramadol beschäftigen. 
Er hat den Herstellern und den beteiligten Kreisen empfohlen, einst- 
weilen im Rahmen ihrer eigenen Verantwortung entsprechende Maß- 
nahmen zur Risikominderung zu ergreifen. 

Die Bundesregierung schließt sich dem vorerwähnten, von den Sach- 
verständigen einstimmig gefaßten Beschluß an. Auch der Ständige 
Arbeitskreis der Drogenbeauftragten des Bundes und der Länder hat 
sich am 22, November 1983 mehrheitlich für dieses Vorgehen ausge- 
sprochen. Sofern auf Grund der bis zum 7. März 1984 dem Sachver- 
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ständigenausschuß vorliegenden weiteren Untersuchungen die Notwen- 
digkeit zur Unterstellung des Stoffes Buprenorphin unter die Vor- 
schriften des Betäubungsmittelgesetzes besteht, wird die Bundesre- 
gierung eine solche Regelung in den zur Zeit in Vorbereitung befind- 
lichen Verordnungsentwurf zur Änderung der Anlagen des Betäubungs- 
mittelgesetzes einbeziehen. 

56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, daß 
Delorme das duale Blutspendesystem, an dem die staatlich- 

(SPD) kommunalen Bluttransfusionsdienste und die DRK- 

Blutspendedienste beteiligt sind, in der bisherigen 
Form bestehen bleiben muß, um eine optimale 
Patientenversorgung zu gewährleisten? 

Antwort des- Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 30. Januar 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat sich das in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bestehende duale Blutspendesystem, an dem die staat- 
lichen und kommunalen Blutspendedienste sowie die des Deutschen 
Roten Kreuzes (DRK) beteiligt sind, in der Vergangenheit yoll bewährt. 
Beide Blutspendedienste arbeiten unabhängig nebeneinander und spre- 
chen dabei unterschiedliche Spendergruppen an: 

1. die Blutspendedienste des DRK, die den Spender in der Nähe des 
Arbeitsorts oder Wohnorts aufsuchen, z. B. in Betrieben, Behörden, 
Gemeindehäusern, Schulen etc., und bei denen der freiwillige Spen- 
der außer einem Imbiß keine weitere Entschädigung erhält und 

2. die staatlichen und kommunalen Blutspendedienste der Universitäts- 
kliniken und der großen Krankenhäuser, zu denen der Blutspender 
gehen muß. Hierbei handelt es sich ebenfalls um freiwillige, meist 
Dauerblutspender, häufig mit seltenen Blutgruppen, die diesen Blut- 
spend ediensten über einen längeren Zeitraum zur Verfügung stehen 
und die für ihren Aufwand (Fahrgeld, Zeitverlust etc.) eine pauscha- 
lierte Vergütung von ca. 40 DM bis 50 DM je Spende erhalten. 

Dieses bewährte duale Blutspendesystem in der Bundesrepublik 
Deutschland sollte unter allen Umständen im Interesse der Berück- 
sichtigung einer möglichst großen Zahl von spendewilligen Bürgern 
aufrechterhalten werden. 


57. Abgeordneter 
Delorme 
(SPD) 


Falls die Bundesregierung diese Frage bejaht, sieht 
sie dann nicht in der jüngsten bundesweiten Werbe- 
kampagne des Deutschen Roten Kreuzes den Ver- 
such, in den Bereich der klinikintegrierten staatlich- 
kommunalen Bluttransfusionsdienste einzudringen 
und ein Monopol auf diesem Gebiet anzustreben, 
und wäre dieser Versuch nicht ein Verstoß gegen 
die „Richtlinien für die Zusammenarbeit im Blut- 
spende- und -transfusionswesen.“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 30. Januar 

Nach dem 1980 auf dem Kongreß der Internationalen Gesellschaften 
für Bluttransfusion verabschiedeten und ihren Mitgliedern empfohle- 
nen ,,Code of Ethics for Bloodtransfusions“, der sich inhaltlich mit 
dem entsprechenden Kodex der WHO (Genf 1975) und der XXIV. In- 
ternationalen Rotkreuzkonferenz deckt, müssen u. a. Blutspenden 
unter allen Umständen freiwillig sein; ein finanzieller Nutzen darf 
weder für den Spender noch für denjenigen, der für die Blutentnahme 
zuständig ist, ein Beweggrund sein. 

Nach Auffassung der Bundesregierung stimmt das Blutspendewesen so- 
wohl des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) als auch der staatlichen und 
kommunalen Blutspendedienste mit diesen Forderungen des Kodexes 
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völlig Überein. Die von den letzteren gewährte pauschalierte Aufwands- 
entschädigung ist ihrer Art als auch der Höhe nach nicht geeignet, eine 
finanzielle Motivierung des Spenders zur Spende zu begründen. 

Eine Werbekampagne, die wie die des DRK die Grundsätze des Ko- 
dexes hervorhebt, kann nicht die in der Frage zu Ausdruck kommen- 
de Bewertung erfahren. 


Ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit bereit, ähnlich wie bei der Werbekam- 
pagne des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) auch 
die Arbeit der staatlich-kommunalen Bluttrans- 
fusionsdienste zu unterstützen, zumal durch un- 
differenzierte Aussagen einzelner DRK-Stellen die 
Gefahr besteht, daß Dauerspender der staatlich- 
kommunalen Einrichtungen, die durch ihre jeder- 
zeitige Abrufbereitschaft die Versorgungssicherheit 
rund um die Uhr garantieren und die für ihren Ein- 
satz eine Aufwandsentschädigung erhalten, diskri- 
miniert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 30. Januar 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit ist mit Hinweis 
auf die Beantwortung der Frage 56 der Auffassung, daß die Dauerspen- 
der der staatlichen und kommunalen Blutspendedienste ein für das ge- 
samte Blutspendewesen unverzichtbares Reservoir von meist persönlich 
bekannten Blutspendern darstellen, das im Interesse der mit ihnen zu- 
sammenarbeitenden Kliniken störungsfrei funktionieren muß. Eine un- 
differenzierte Anwendung des Begriffs ,, kostenfreie Blutspende“ würde 
die Blutspender des staatlichen und kommunalen Blutspendewesens 
diskriminieren, wenn damit der Eindruck erweckt werden könnte, diese 
Blutspendedienste stünden mit ihrer Arbeit nicht in Übereinstimmung 
mit dem in der Antwort auf die vorhergehende FragC^ erwähnten Kodex. 
Im Interesse des Blutspendewesens in der Bundesrepublik Deutschland 
sollte jeder Anschein in dieser Richtung vermieden werden. In diesem 
Sinne ist die Bundesregierung bereit, die staatlichen und kommunalen 
Blutspendedienste jederzeit und uneingeschränkt zu unterstützen. 


58, Abgeordneter 
Delorme 
(SPD) 


59. Abgeordnete Wird die Bundesregierung, und wenn ja wann, eine 
Frau Ausnähmegenehmigung zur Bestrahlung von Ge- 

Dr. Martiny-Glotz würzen mit Gammastrahlen erteilen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. Februar 

Die Frage, ob Ausnahmegenehmigungen für die Behandlung bestimmter 
Gewürze mit ionisierenden Strahlen nach § 37 Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz erteilt werden, wird zur Zeit innerhalb der 
Bundesregierung geprüft. 


Geschäftsbereich des Bundeshiinisters für Verkehr 


60. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


Sieht der von der Bundesregierung z. Z. erarbeitete 
Gesetzentwurf zu § 29 StVZO vor, daß die freibe- 
ruflichen Kraftfahrzeug-Sachverständigen entspre- 
chend wiederholten Erklärungen der Bundesregie- 
rung zu gleichen Voraussetzungen wie die bisher 
schon anerkannten Überwachungsorganisationen bei 
der freiwilligen Kraftfahrzeug-Überwachung zuge- 
lassen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. Januar 

Der inzwischen erstellte Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Straßenverkehrsgesetzes, den zur Zeit die Bundesressorts be- 
raten, sieht die Einbeziehung der freiberuflichen Kraftfahrzeugsach- 
verständigen in die regelmäßige Technische Überwachung nach § 29 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vor. Damit sollen die rechtlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden, um die Organisationen der frei- 
beruflichen Sachverständigen zu den gleichen Bedingungen zulassen 
zu können, wie die bereits bislang anerkannten Überwachungs-Orga- 
nisationen. 

6 1 . Abgeordneter Wann ist mit der Vorlage des Gesetzentwurfs durch 
Hoffie die Bundesregierung zu rechnen, um weitere Wettbe- 

(FDP) werbsbenachteiligungen der freiberuflichen Kraft- 

fahrzeug-Sachverständigen zu vermeiden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. Januar 

An die Beratungen der Bundesressorts werden sich Erörterungen mit 
den beteiligten Verbänden und Organisationen sowie mit den obersten 
Landesbehörden anschließen. Sie sollen im Frühjahr 1984 abgeschlossen 
sein. Außerdem ist eine Unterrichtung des Verkehrsausschusses des 
Deutschen Bundestages vorgesehen. Die Bundesregierung ist bemüht, 
dem Parlament so rasch wie möglich den Gesetzentwurf zur Verab- 
schiedung vorzulegen. 


62. Abgeordneter 
Seehofer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der DB-Unternehmensbereich Bahn- 
bus im Bezirk Augsburg, zu dem auch die Betriebs- 
stelle Ingolstadt gehört, aufgelöst und in eine private 
Regionalverkehrsgesellschaft überführt werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. Januar 

Am 1. Juli 1981 hat die Bundesregierung beschlossen, zur Erprobung 
eines öffentlich-rechtlichen Modells den Postreisedienst außerhalb der 
bestehenden Regionalverkehrsgesellschaften (RVG) auf die Deutsche 
Bundesbahn (DB) überzuleiten. Seitdem hat die DB 18 Geschäftsbe- 
reiche Bahnbus (GBB) eingerichtet und inzwischen bis auf den GBB 
Augsburg die Überleitung des Postreisedienstes auf die DB abgeschlos- 
sen. Für Schwaben ist zur Vermeidung von Nachteilen für die Fahrgäste 
und die gewachsene Struktur eine sechste RVG vorgesehen. 


63. Abgeordneter Falls ja, wie ist dies im einzelnen — vor allem, auch 

Seehofer in zeitlicher Abfolge ~ geplant, und was geschieht 

(CDU/CSU) mit den Beschäftigten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. Januar 

Der Gründungstermin der Regionalverkehrsgesellschaft (RVG) Schwa- 
ben ist vorerst ausgesetzt worden, so daß zur zeitlichen Abfolge noch 
keine Angaben gemacht werden können. Die Beschäftigung bei einer 
RVG führt für die Fahrer von Bahn und Post zu keiner Veränderung 
des Arbeits- und Sozialstatus. Sie bleiben in ihrem Beschäftigungsbe- 
reich weiterhin Angehörige ihrer bisherigen Verwaltung. 

64. Abgeordneter Hat die Bundesregierung den Beschluß des Deut- 

Keller sehen Bundestages vom 10. November 1983 be- 

(CDU/CSU) treffend behindertengerechter Reisezugwagen be- 

reits ausgeführt, falls nein, wann ist mit dessen 
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Ausführung zu rechnen, bzw. wann werden vor- 
aussichtlich die ersten behindertengerechten Groß- 
raumreisezugwagen der Deutschen Bundesbahn ein- 
satzbereit sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. Februar 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) am 15. Dezember 1983 gebeten, bei der Vergabe weiterer 
Intercity-Großraumwagen 2. Klasse eine Fahrzeug-Variante in Auftrag 
zu geben, die auch rollstuhlgebundenen Reisenden eine Benutzung des 
hochwertigen Schienenfernverkehrs ermöglicht. Das Vergabeverfahren 
für die Gesamtserie dieser Wagen, die in den Jahren 1985/1986 von der 
Waggonindustrie geliefert werden sollen, hat die DB inzwischen abge- 
schlossen. Die notwendige Zahl behindertenfreundlicher Wagen wird 
kurzfristig von der DB ermittelt. 


65. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche Bedeutung 
Würtz die Stillegung der DB-Strecke Bassum -Bünde für 

(SPD) den strukturschwachen Raum haben würde, und 

wenn ja, welche Auffassung vertritt der Bundesver- 
kehrsminister zu diesem Problem? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. Februar 

Wird von der Deutschen Bundesbahn (DB) für eine Strecke die Ent- 
bindung von der Betriebspflicht angestrebt, so ist zunächst das gesetz- 
lich vorgeschriebene Verfahren durchzuführen. Die DB hat am 1 1. No- 
vember 1982 für den Abschnitt Rahden-Bassum der Strecke Bünde - 
Bassum das Verfahren zur Umstellung des Reisezugbetriebes auf Bus- 
bedienung eingeleitet. Weitergehende Maßnahmen sind zur Zeit nicht 
beabsichtigt. 

Das Verfahren nach dem Bundesbahngesetz stellt sicher, daß alle Be- 
lange berücksichtigt und in die Beurteilung einbezogen werden. Dem 
Bundesminister für Verkehr kann erst dann ein Antrag des Vorstandes 
der DB mit prüffähigen Unterlagen vorgelegt werden, wenn der Ver- 
waltungsrat der DB einen zustimmenden Beschluß gefaßt hat. Dies ist 
bislang nicht der Fall. Der Bundesminister für Verkehr kann daher zur 
Zeit noch keine Aussage treffen. 


66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, mitzu teilen, ob 
DÖrflinger und gegebenenfalls bis zu welchem Zeitpunkt sie 

(CDU/CSU) beabsichtigt, einen Gesetzentwurf für die Neuord- 

nung des Tarifbildungsverfahrens im Güterkraftver- 
kehr vorzulegen, wie sie bereits während der 9. Le- 
gislaturperiode des Deutschen Bundestages einmal 
beabsichtigt war, damals aus zeitlichen Gründen 
aber nicht mehr realisiert werden konnte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. Februar 

Es ist zur Zeit nicht beabsichtigt, das Taritbildungsverfahren durch 
eine Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes neu zu ordnen. Die 
Tarifpartner sind aber aufgefordert, die bestehende Tarifbildung fle- 
xibel — entsprechend den vielfältigen Anforderungen - zu handhaben. 


67. Abgeordneter 
Reuschenbach 
(SPD) 


Wann wird der Planungsbeschluß über den sechs- 
spurigen Ausbau der A430 (Bl) im örtlichen Teil 
der Stadt Essen vorliegen, und wann wird mit den 
Erweiterungsarbeiten begonnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. Februar 

Der Planfeststellungsbeschluß für den sechsstreifigen Ausbau der 
A 430 in Essen ist nach Mitteilung des Landes Nordrhein-Westfalen 
bis Mitte 1984 zu erwarten. Sofern keine Einsprüche erfolgen, soll 
anschließend mit den Bauarbeiten begonnen werden. 


68. Abgeordneter Welchen Zeitraum werden diese Umbauarbeiten be- 
Reuschenbach anspruchen, und welche Verkehrsführung ist wäh- 
(SPD) rend dieser Zeit vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. Februar 

Die Bauzeit ist auf etwa zwei Jahre veranschlagt. Die heutige Verkehrs- 
führung bleibt während der Bauarbeiten ohne nennenswerte Einschrän- 
kungen erhalten. 


69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die im Planungsbe- 
Reuschenbach Schluß festzulegenden Lärmschutzmaßnahmen dann 
(SPD) unverzüglich, d. h. auch schon vor Beginn der 

Straßenbauarbeiten zu realisieren bzw. die dafür 
erforderlichen Mittel freizugeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 1. Februar 

Die vorgesehenen Lärmschutzmaßnahmen sollen im Rahmen der Aus- 
bauarbeiten unmittelbar nach Vorliegen des Baurechts zeitlich vorge- 
zogen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeidewesen 


70. Abgeordneter 

Dr. Penner 
(SPD) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung mit den der 
Deutschen Bundespost gehörenden Freiflächen am 
Bundesbahnhof Wuppertal-Barmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Januar 

Für das durch Kriegseinwirkungen völlig zerstörte Postdienstgebäude 
in Wuppertal-Barmen wurde nach dem Ende des Krieges eine Unter- 
bringung durch Erweiterung des erhalten gebliebenen Fernmeldedienst- 
gebäudes geschaffen, um die postalische Versorgung des Ortsteils 
Barmen zu ermöglichen. Die Deutsche Bundespost (DBP) hatte seiner- 
zeit die Absicht, das vorhandene Postdienstgrundstück später im Rah- 
men eines 2. Bauabschnitts zu bebauen. Nach konkreten Planungen 
stellte sich im Jahre 1959 heraus, daß die vorhandenen Flächen dafür 
nicht ausreichen würden. Aus diesen Gründen erwarb die DBP im Jahre 
1964 das benachbarte Grundstück des evangelischen Kirchenkreises. 

In der Zwischenzeit mußte die Planung den geänderten betrieblichen 
und organisatorischen Entwicklungen des Postdienstes im Großraum 
Wuppertal angepaßt werden. Bei den dabei erforderlichen umfang- 
reichen betrieb s- und verwaltungsorganisatorischen Untersuchungen 
hat sich herausgestellt, daß infolge der eingetretenen Entwicklungen 
sowie der Fertigstellung des Neubaus für das Postamt in Wuppertal- 
Elberfeld (an der Blücherbrücke) sich der Raumbedarf in Barmen er- 
heblich reduzierte. Es ist dadurch möglich, durch einen Um- und Er- 
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weiterungsbau des vorhandenen Gebäudes langfristig eine befriedi- 
gende Lösung in Barmen zu ermöglichen. Die entsprechenden Planun- 
gen dafür sind von der Oberpostdirektion Düsseldorf auf genommen 
worden. 

Nach Fertigstellung dieser Baumaßnahme wird das vor 20 Jahren er- 
worbene Erweiterungsgelände, das z. Z. Ausweichräume des Paket- 
dienstes sowie als Abstellplatz für Post-Kraftfahrzeuge genutzt wird, 
voraussichtlich für den Postdienst nicht mehr benötigt werden. 

71. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die unge- 
Dr. Penner klärte endgültige Nutzung des Grundstücks die 

(SPD) Weiterentwicklung des Kernbereichs von Wupper- 

tal-Barmen seit nunmehr 40 Jahren behindert, 
und welche Folgerungen zieht daraus die Bundes- 
regierung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Januar 

Die Stadt Wuppertal hat mehrfach ihr starkes Interesse an einer städte- 
baulich befriedigenden Gesamtlösung in Barmen geäußert. Die Deutsche 
Bundespost (DBP) hat diese Absicht lange Zeit verfolgt, wofür insbe- 
sondere der Erwerb des Nachbargrundstücks im Jahre 1964 spricht. 

Konkrete eigene Planungen der Stadt Wuppertal für den Bereich des 
Postdienstgrundstücks wurden der DBP erstmals 1977 bekannt, als die 
Stadt zeitweilig den Bau einer Fußgängerbrücke zwischen den Halte- 
stellen der S-Bahn und der Schwebebahn unter Einbeziehung eines 
Teils eines posteigenen Grundstücks plante, diese Planung jedoch 
später aufgab. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die eingangs geschilderte Ent- 
wicklung des Postdienstes die DBP gezwungen hat, die ursprünglichen 
Planungsabsichten für einen Um- und Erweiterungsbau in Barmen 
mehrfach zu überarbeiten und zu ändern. Es war daher bislang auch 
nicht möglich, gegenüber der Stadt eine Aussage über ein langfristig 
gültiges verbindliches Planungskonzept zu machen. 

Die DBP strebt jedoch an, für den Postbetrieb in Barmen durch ein 
Umbauvorhaben des bestehenden Dienstgebäudes und den sich an- 
schließenden beabsichtigten Verkauf des Postdienstgrundstückes eine 
endgültige Klärung herbeizuführen. 


72. Abgeordnete 
Frau 
Weyel 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Chancen jun- 
ger Frauen, im Femmeldedienst der Deutschen Bun- 
despost nach bisherigem Verfahren eingestellt zu 
werden, nachdem beabsichtigt ist, verstärkt ausge- 
bildete Femmeldehandwerker unterhalb ihrer Quali- 
fikation nach ihrer Ausbildung weiter zu beschäf- 
tigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 31. Januar 

Die auslernenden Auszubildenden zum Fernmeldehandwerker, die von 
der Deutschen Bundespost (DBP) über den eigenen Bedarf hinaus aus- 
gebildet werden und nicht ausbildungsgerecht untergebracht werden 
können, erhalten die Möglichkeit, sich in Konkurrenz zu den sonstigen 
männlichen und weiblichen Bewerbern vom Arbeitsmarkt für den mitt- 
leren nichttechnischen Dienst zu bewerben. Sie müssen dabei die gleiche 
Qualifikation für den mittleren nichttechnischen Dienst besitzen. Die 
Auswahl erfolgt nach den üblichen Kriterien, nämlich Befähigung, Eig- 
nung und Leistung. 

Da bis Mitte 1984 keine weiteren ausgelemten Femmeldehandwerker 
untergebracht werden müssen, wird sich die Konkurrenzsituation zwi- 
schen den ausgelernten Auszubildenden der DBP und externen männ- 
lichen und weiblichen Bewerbern — wie bereits im Jahr 1983 — nur in 
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der zweiten Jahreshälfte ergeben. Im ersten Halbjahr hat die DBF aus- 
schließlich die Einstellung von externen Bewerbern vorgesehen. 

Auch in der Vergangenheit mußten sich junge Frauen in Konkurrenz 
zu männlichen Bewerbern um einen Arbeitsplatz in mittleren nicht- 
technischen Dienst bei der DBF bewerben. 

Die Bundesregierung sieht daher die Chancen junger Frauen, bei der 
DBF eingestellt zu werden, als gewahrt an. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


73. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SFD) 


Flant die Bundesregierung über die Änderung der 
2. Berechnungsverordnung hinausgehend Maßnah- 
men zur weiteren Erhöhung der Sozialmieten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 26. Januar 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, die Sozialmieten zu er- 
höhen. 

Mit den in der Verordnung zur Änderung wohnungsrechtlicher Vor- 
schriften vorgesehenen Anpassungen der Sätze für Verwaltungsleistun- 
gen während der Bauzeit und der Instandhaltungskostenpauschale an 
die Kostenentwicklung erfüllt die Bundesregierung die gesetzliche 
Fflicht, die Wirtschaftlichkeit der Wohnungen sicherzustellen. 


74. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SFD) 


Wann ist mit der Vorlage von konkreten Vorschlä- 
gen zu rechnen, um ,,auch im Sozialwohnungsbe- 
stand deutlicher als bisher Knappheitsverhältnisse 
in der Mietenstruktur zum Ausdruck zu bringen“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 26. Januar 

Jede der bisherigen Zinsanhebungsmaßnahmen im älteren Sozialwoh- 
nungsbestand (auf Grund 

des Gesetzes zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus, 
des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1973, 
des Wohnungsbauänderungsgesetzes 1980, 

des Gesetzes über den Abbau der Fehlsubventionierung und der 
Mietverzerrung im Wohnungswesen) 

hat zum Abbau ungerechtfertigter Mietunterschiede innerhalb des 
Sozialwohnungsbestandes beigetragen und gleichzeitig die Mieten der 
betreffenden Sozialwohnungen näher an die ortsüblichen Vergleichs- 
mieten herangeführt. In den Gebieten außerhalb der Verdichtungs- 
räume ist dabei vielfach die Vergleichsmiete erreicht oder überschritten 
worden. In einer Reihe von Verdichtungsräumen bestehen dagegen 
nach wie vor erhebliche Verzerrungen zwischen den Mieten älterer 
Sozialwohnungen und den ortsüblichen Vergleichsmieten. Sozialwoh- 
nungen mit entsprechend niedrigen Mieten sind hier ein besonders 
knappes Gut. Dies wird da, wo die Fehlbelegungsabgabe erhoben wird, 
auch dadurch verdeutlicht, daß für die von der Erhebung der Fehlbe- 
legungsabgabe betroffenen ,, Mehrverdienerhaushalte“ eine Erhöhung 
der Wohnkosten eintritt, ohne daß deswegen die Miete steigt. 
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Die Mieten der Sozialwohnungen aus den 70er Jahren sind dagegen zu 
einem nicht geringen Teil auf Grund der höheren Ausgangsmiete und 
der Förderung mit degressiv gestaffelten Aufwendungsbeihilfen bereits 
über die Vergleichsmiete hinaus gestiegen. Um den daraus folgenden 
Vermietungsproblemen zu begegnen, haben einige Länder Nachsubven- 
tionierungsmaßnahmen ergriffen. Es wird zur Zeit geprüft, ob und wie 
sich solche Nachsubventionierungserfordernisse dadurch verringern 
lassen, daß ein interner Ausgleich zwischen billigen und inzwischen zu 
teuer gewordenen Sozialwohnungen ermöglicht wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 

75. Abgeordneter Wie hoch waren Projekt- und institutionelle Förde- 

Dr. Steger rung aus dem Einzelplan 30 des Bundeshaushaltes 

(SPD) (Bundesministerium für Forschung und Technolo- 

gie), die in die einzelnen Bundesländer und Berlin 
(West) im Jahre 1983 geflossen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 1. Februar 

Die gewünschten Angaben ergeben sich aus der nachstehenden Über- 
sicht, wobei ich auf folgendes hinweisen darf; 

Der Einsatz von Datenbanksystemen ermöglicht eine Analyse der 
Forschungs- und Entwicklungsföderung und -finanzierung durch den 
Bundesminister für Forschung und Technologie nach verschiedenen 
Auswahlkriterien, u. a. auch nach regionalen Gesichtspunkten. Re- 
gionalauszüge sollten jedoch nicht isoliert benutzt werden. Sie sind 
im Zusammenhang mit den Rahmenbedingungen, unter denen die 
Förderung bzw. Finanzierung zustande kommen, und anderen Daten 
der Region zu sehen. Eine bestimmte regionale Verteilung der För- 
dermittel kann kein eigenständiges Ziel der FuT -Politik sein, die an 
der wissenschaftlich-technischen Qualifikation ausgerichtet ist; regio- 
nale Gesichtspunkte spielen für die Förderungswürdigkeit insbeson- 
dere von FuE-Vorhaben nur eine untergeordnete Rolle. 

Die in der beigefügten Übersicht aufgeführten Daten umfassen nur den 
Teil der Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, an deren Förderung 
der Bundesminister für Forschung und Technologie beteiligt ist. Sie 
bilden insgesamt Grundlagenmaterial zur Erfassung der Forschungs- 
und Entwicklungsintensität in ihrer Verteilung über die Regionen der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Zur Beurteilung der gesamten Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
in der Bundesrepublik Deutschland müssen auch die Förderungen der 
übrigen Bundesressorts und Länder sowie Eigenaufwendungen der Wirt- 
schaft berücksichtigt werden. 

Weitere Aussagen können aus den in dieser Weise aufbereiteten Daten 
nicht abgeleitet werden. 

In der beigefügten Übersicht sind enthalten: die Ist-Ausgaben 1983 des 
Bundesministers für Forschung und Technologie der Kapitel 30 02 
bis 30 06 abzüglich eines Betrages in Höhe von 8 681 TDM, der nicht 
regionalisiert werden kann, sowie Mittel aus den Haushalten des Bun- 
desministers der Verteidigung in Höhe von 57 157 TDM (für die Deut- 
sche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt und 
die Forschungsplattform Nordsee) und des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit in Höhe von 640 TDM (für gemeinsame 
Projektförderung für Entwicklungsländer). Aus Gründen der Einheit- 
lichkeit und der Vereinfachung wurden diese Beträge nicht aus der 
Gesamtübersicht herausgerechnet. 

Ich weise darauf hin, daß es sich um vorläufige Zahlen für das Jahr 
1983 handelt. 
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Übersicht 

Bundesministerium für Forschung und Technologie 
Förderung 1983 

Vorl. Stand: 31. Dezember 1983 


Bundesland/ 

Ausland 

Institutio- 
nelle För- 
derung*) 

Ist 1983 
TDM 

Direkte 
Projekt - 
förderung 

Ist 1983 
TDM 

Indirekte 
spezielle 
Projekt- 
förderung 
Ist 1983 
TDM 

Insgesamt 

Ist 1983 
TDM 

Baden-Württemberg 

746 342 

740 354 

34 611 

1 521 307 

Bayern 

359310 

. 593219 

30 387 

,982916 

Berlin 

149 474 

98 561 

7 740 

255 776 

Bremen 

37 144 

77 257 

2 154 

1 16555 

Hamburg 

139711 

100 797 

4 193 

244 701 

Hessen 

126386 

193 883 

18 551 

338 821 

Niedersachsen 

205 729 

239 945 

8 169 

453 843 

No rd r hein - W est f alen 

526 808 

1 078 673 

34 666 

1 640 148 

Rheinland-Pfalz 

11937 

26725 

5 586 

44 248 

Saarland 

6 120 

61 761 

1 015 

68 896 

Schleswig-Holstein 

87 625 

81 665 

4 240 

173 529 

Ausland 

619328 

108495 


727 824 

Summen 

3 015 916 

3 401 334 

151 312 

6 568 563 


*) einschließlich Leistungen an ausländische und internationale Einrichtungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


76. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Sieht man von seiten der Bundesregierung Möglich- 
keiten, einen Studiengang Korrisionsschutz, wie er 
jetzt an der Fachhochschule Hageji vorhanden ist, 
auch an anderen Hochschulen anzubieten, da in 
Hagen bereits eine Warteliste bis zum Winterse- 
mester 1984/1985 besteht, und die der Volkswirt- 
schaft durch Korrosion jährlich entstehenden Ver- 
luste von 58 Millionen DM bei einer ausreichenden 
Anzahl von Speziallisten um etwa ein Viertel ver- 
mieden werden könnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 27. Januar 

Die Einrichtung von neuen Studiengängen fallt in die Zuständigkeit 
der Hochschulen und der Länder, so daß die Bundesregierung in dieser 
Frage keine eigenen Initiativen ergreifen kann. 

Bei dem Zusatzstudium und dem weiterbildenden Studium Korrosions- 
schutz an der Abteilung Iserlohn der Fachhochschule Hagen handelt es 
sich um einen auf vier Jahre angelegten Modellversuch des Landes 
Nordrhein -Westfalen, der im ersten Jahr läuft. Erst nach Abschluß 
des Modellversuchs läßt sich die Frage entscheiden, ob entsprechende 
Studiengänge auch an anderen Hochschulen angeb oten werden sollen. 
Dabei sind auch die Arbeitsmarktchancen der Absolventen solcher 
Studiengänge mit zu berücksichtigen. 
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Zulassungsbeschränkungen bestehen in Hagen nicht für das Zusatz- 
studium Korrosionsschutz, sondern für das sehr viel stärker nachge- 
fragte weiterbildende Studium Korrosionsschutz. Nach Auffassung 
der Hochschule und anderer Weiterbildungsträger, die auf dem Gebiet 
des Korrosionsschutzes Kurse durchführen, lassen sich die bestehenden 
Engpässe am ehesten durch eine personelle Verstärkung des Fachbe- 
reiches beseitigen, 

77. Abgeordneter Hat sich das ITZ (Innovationsförderungs- und Tech- 
Marschewski nologietransfer-Zentrum der Hochschulen des Ruhr- 
(CDU/CSU) gebiets) als Mittlerin zwischen Praxis und Wissen- 

schaft des Ruhrgebiets aus der Sicht der Bundes- 
regierung bewährt, und sind neben einer ähnlichen 
Einrichtung in Aachen weitere Projekte innerhalb 
des Bundesgebietes geplant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 27. Januar 

Das Innovationsförderungs- und Technologietransfer-Zentrum der 
Hochschulen des Ruhrgebiets (ITZ) wird als Modellversuch, der Bund/ 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
je zur Hälfte vom Bund und vom Land Nordrhein-Westfalen gefördert. 
Der Modellversuch soll nach Ablauf der Verlängerungsphase Ende 
März 1984 abgeschlossen werden. 

Aus der Sicht der Bundesregierung hat der Modellversuch interessante 
Erfahrungen darüber vermittelt, in welcher Weise man die Forschungs- 
kapazität der Universitäten und Fachhochschulen des Ruhrgebiets in 
einem Verbund zur Lösung praktischer Probleme dieser Region nutzen 
kann. Dies war neu, weil bisherige Versuche jeweils immer nur an ein- 
zelnen oder wie im Falle der Technologietransferstelle Unikontakt in 
Bochum an ein bis zwei Hochschulen ansetzten. Das ITZ hat sich be- 
währt, weil es einen Weg gezeigt hat, wie man ingenieur-, natur-, wirt- 
schafts- und sozialwissenschaftliche Ansätze zur Lösung fach- und 
flächenüb ergreifend er Probleme in Zusammenarbeit mit Politik, Ver- 
waltung, Regionalverbänden, Unternehmen und Gewerkschaften ver- 
binden kann. Dies wurde am Beispiel der „Bergewirtschaft“, der ,, In- 
novationsorientierten Regionalpolitik“ und des Komplexes ,, Informa- 
tionstechnologie und neue Kommunikationsformen“ gezeigt. 

Es ist dem ITZ jedoch bisher nicht gelungen, für diese großen Projekte 
von den Fachministerien des Landes Nordrhein-Westfalen und des 
Bundes die notwendigen zusätzlichen Forschungsmittel zu erhalten. 
Das ITZ hatte deshalb keine Gelegenheit, sich in der Durchführung 
großer Gemeinschaftsprojekte zu bewähren. 

Das ITZ hat verschiedene Modelle für die Fortführung seiner Arbeit 
nach Abschluß des Modellversuches entwickelt, über die das hierfür 
zuständige Land Nordrhein-Westfalen jedoch noch keine Entscheidung 
getroffen hat. 

Weitere ähnliche umfassende Projekte werden von der Bundesregierung 
z, Z, nicht geplant. Die laufenden Förderungsmaßnahmen des Bundes- 
ministers für Bildung und Wissenschaft im Hochschulbereich und des 
Bundesministers für Forschung und Technologie nutzen die bisherigen 
Strukturen in den Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Indu- 
strie- und Handelskammern. 


Bonn, den 3. Februar 1984 
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